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In der Berliner Stadtverordneten-Versammlung vom 14. Sep- 
tember liM);") habe ich mich zur Frage „Groß - Berlin" dahin 
{geäußert, daß Groß-Berlin als eine wirtschaftliche Einlieit eine 
unabänderliche Tatsache sei, daß für die \ er\valtung dieses großen 
Körpers in irgend einer Weise die rechtliche Form geschatten 
werden müsse, und daß in dieser Angelegeniieit zunächst ein 
Vorgehen seitens der Königlichen Staatsregierung zu erwarten 
sei, nachdem dieselbe gegen die früher von ihr augeregte, von 
den Berliner städtischen Behörden nach einigem Schwanken in 
Aussieht genommene Eti^mdndung der Vororte SteHnng ge- 
nommen. 

(Amtlicher stenographischer Bericht für 1905 Nr. 26 Seite 
321/2.) 

Unter Besugnatame anf diese ÄnOening bin ich am 21. No- 
vember 190Ö von dem Herrn Minister des Innern nm eine aus- 
führliche Darstellung darüber ersucht worden, 

welche tatsächlichen Mängel nach meiner persönlichen 
Ansicht aus dem Kehlen einer verwaltungsrechtlichen Ver- 
bindung zwischen Berlin und seinen Vororten vom Stand- 
punkte von Berlin aus hervorgehen, wie ihnen abzuhelfen 
sein möchte, insonderheit ob dies durch Herstellung einer 
solchen dann auch in ihren Formen zu beschreibenden Ver- 
bindung zu geschehen haben würde. 
Dabei hat der Herr Minister vorweg bemerkt, 
daß er im Binldang mit der vüirend etwa des letzten 
Jahrzehnts von der Königlichen Staatsregierung eingie- 
nommenen Stellung den Weg der Eingemeindvng der 
Vororte nicht für gangbar erachte und auch dem [etwaigen 
Plane der Bildung einer Provinz Berlin aus Berlin und 
seinen Vororten unter Ausscheidung der letzteren aus der 
Provinz Brandenburg nicht würde zustimmen können. Beide 
Eventualitäten würden deshalb außer Betracht gelassen 
werden können. 
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Heine ÄuOeniqg wie der MinisterialerlaO setsten swel ver- 
achiedene Begriffe „Berlin** als gegeben Toraue. Der entere 
Begriff „Berlin im engem Sinne" ist durch die Geeetigebung 
bestimmt feetgeatellt; es ist der neben den Provinzen, Regierangs- 
bedrkan und Kreisen des preußischen Staates einen besonderen 
Verwaltungsbezirk dieses Staates bildende Gemeindebezirk (Stadt- 
bezirk) Berlin, f Gesetz über die allgemeine Landesverwaltung 
vom 31. Juli 1883, § 1, Städteordnung § 2.) Der andere Begriff 
„GroD-Berlin" umfaßt dieses Berlin und die mit ihm ledigHrli 
tatsächlich, nicht auch rechtlich zu einer Einheit verbundenen 
Vororte. Der Begriff Vorort von Berlin und damit der Begriff 
„Groß-Berlin' ist von der Gesetzgebung nicht fixiert und tat- 
sächlich von verschiedenen Beurteilern zu verschiedenen Zeiten 
und bei verschiedenen Aniiiböen verschieden bestimmt worden. 

Es kann hier nicht die Aufgabe sein, den Begriff „Vorort" 
allgemeingültig festsnstellen und damit das Gebiet von Groft-Berlin 
bestimmt absugrrasen. Zumal die Frage, ob eine Gemeinde zu 
einer anderen Gemeinde tatsächlieh in das Verhältnis eines Vor> 
orts getreten ist, zweokmäiMgerweise nicht allgemein, sondern, nur 
ffir bestimmte Gemeinden und für eine bestimmte Zeit gestellt und 
beantwortet wird. Es genügt vielmehr hier festzustellen, daß um 
den Stadtbezirk Berlin und an diesen unmittelbar anstoOmd eine 
größere Anzahl anderer Gemeinden vorhanden ist, welche nament- 
lich nach Bauart und Verkehr wie Berlin selbst einen städtischen 
(nicht ländlichen) Charakter haben und mit Berlin durch Be- 
ziehungen der verschiedensten Art. insbesondere durch ihre Lage 
und durch ihre lerkehrsverbindungen derartig eng verbunden 
sind, daß sie sich ohne erkennbare Scheidegrenzen äußerlich als 
zu Berlin gehörig darstellen und innerlich namentlich in wirtschaft- 
licher Hinsicht als mit Berlin zu einer höheren Einheit ver- 
bondene Me, als Vororte von Berlin, anzusehen sind und angesehen 
werden. 

Zum Bewdse ffir diese äußere und innere Verbindung Berlins 
und einer Reibe von Nacbbargemeinden m9gen nur folgende Tat- 
saohen aagefOhrt werden: 

In einer Länge von 20 220 m, also von mehr als 2^3 M^eo, 
liegt die Berliner Weichbildgrenze in StraOen, welche der Stadt 
Berlin und den angrenzenden ^'ororten gemeinsam sind, und zwar 

8 010 m in der Straßenmitte, ö^K^Hm und 7 710 m in den Bürger- 
stei^r^^renzen, 410 m und 1 480 m in den Vorgartenfluchtiinien, 
1 100 m und UbO m in den BauÜuchtlinien, 380 m und bOU m in 
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Prumenav]enf!uc}illinion von Berlin und den angrenzenden Vororten. 
Alle (lieae Straßen sind den Einwohnern von Berlin und den an- 
grenzenden Vororten gleichmäOig zugänglich und werden von ihnen 
gleichmal.'ig benützt. Man brauciit nur über die Straße zu gehen, 
um in einem anderen Orte zu sein. 

48 Berliner Straßen setzen sich sodann ohne jede Unter- 
brechung in die Naclibarvororte fort, davon sind auf beiden 
Seiten, 8 in Berlin und 7 in den Vororten bis an die Weichbild- 
greiue mit Hftuaerii bebaat. In 21 FUlen haben diese durch- 
gehenden StraOen gleiche Namen, in 35 Fällen findet anf ihnen 
ein Verkehr mit Straflenbahnen statt. 

Die Namen von 94 Berliner StraOen wiederholen aich bia 
sechsmal im einseinen, bei den StraOenbeselehnungen in den Vor- 
orten. 

Am 1. Deaember 1900 waren femer nach dto Feststellnngen 
des Berliner Statistischen Amtes*) von 1185153 in Berlin und 

23 Nachbargemeinden wohnhaften selbsttätigen Personen beiderlei 
Geschlechts 112 732 regelmäßig außerhalb ihres Wohnortes be- 
schäftigt, darunter von 7Ö0100 selbsttätigen Männern 95 803 

außerhalb, und speziell von liri243 in den Vororten wohnhaften 
selbsttätigen Männern 72834 in anderen Vororten und davon allein 
ÖU407 in Berlin. 

Von den 1901 in Berlin zur Gewerbesteuer veranlagten Ge- 
werbebetrieben wurden Anteile von 1 Iii) Betrieben nach auswärts 
(darunter 4()1 nach dem Kreise Teltow und 200 nach dem Kreise 
Kiederbarnim) überwiesen, in demselben Jahre fanden 1087 Über- 
weisungen von auswärts ('JOS aus Teltow, 17h aus Xicderbarnim) 
statt. Von den im Jalire ÜKJl in Berlm zur Grundsteuer ver- 
anlagten Personen aber wohnten 1436 im Kreise Teltow, 311 im 
Kreise NIederbamim. 

31 Berliner Innungen erstrecken sich gleichzeitig auf eine 
mehr oder minder große Ansahl Vororte» eboiso ä4 Betiieba- 
nnd 10 Innungakrankeolcassen. 

Von den im Januar 1905 bei Beritner Behörden beschäftigten 
20 202 höheren und mittleren Beamten hatten fernerhin 7 941 Be- 
amte ihfon ständigen Wobnsitx anOerhalb Berlins in den Vororten 

*) Der Darstellung sind die in der Denkschrift des Magistratsrats 
Hamhurger vom Dezember 1903 enthaltenen Angaben zugrunde gelegt. 
Die gegenwärtiges Verbftitniase dfirften eine noch engen Verbindung 
switohen Berlin und Minen Vororten ergeben. 
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und zwar von 'A TSf) höheren Beamten 2 0(>5 oder V) pCt., von 
1()417 mittleren Beamten H7f; oder 36 pCt., darunter beispiels- 
weise von 42 höheren Beamten des Reichpimarineamts 3i> und von 
äl Mitgliedern des Oberverwaituugsß:erichts 14. 

Berliner höhere Lehranstalten besuchten im Jahre 11)01 
2 513 auswärtige Sehüler und Schülerinneu, darunter 2 290 aus 
den Vororten, Gemeindesehttlen 697 Kinder. 

Bereits im Jahre 1903 waren 28 Vororte mit Berlin durch 
Straßenbahn verbunden, auf denen 72 StraOenbahnlinien geführt 
wurden. 

Im Sisenbahnvorortverk^, ohne Stadt- und Bingbabn- 
stationen, kamen im Jahre 1903 war Ausgabe: 

Personensuglcarten Arbeiter- Arbeiter- 

Ii. Klasse III. Klasse Wochenkarten Tageskarten 
4 178309 20507 431 674839 18 717 

und betrugen die Fahrtage für die ausgegebenen Monats- und Zeit> 
karten für 

Erwachsene inkl. Bahnbeamte .... 

und Bahnarbeiter 

II. Klasse IV. Klasse II. KInsse III. Klasse 

2Ö2Ö088 4419057 6 704 124193 

Wie sehr aber auch der Verkehr auf der Stadt- und Ringbahn, 
welche 1903 öO 912 851 Fahrkarten ausgab, dem Vorortverkehr 
dient, mag aus der Tatsache entnommen werden, daß von den auf 
der Stadtbahn ausgegebenen 35.j!U4 Zeitkarten 40.6 pCt auf die 
auI3erhalb Berlins gelegenen Bahnhöfe Westend, Charioltenburg, 
Savignyplatz und Zoologischer Garten entfielen. Ähnlich dürften 
die V erhältnisse bei der Hoch- und Untergrundbahn liegen. 

Endlich sei bemerkt, daß 1W8 von Berlin «^clis Vororte mit 
Gas, vier Vororte mit Wasser versorgt wurden, daU tünfzehn Vor- 
orte EleKtrizität aus den Berliner Elektrizitätswerken bezogen, 
zu deren Übernahme am 1. Oktober IDlö die Stadtgemeinde Berlin 
kontraktlich berechtigt ist, daü neun Vororte ganz oder teilweise • 
an die Berliner Kanalisation angeschlossen waren und daß Berlin 
allein in den Vororten Treptow, Stralau-Rummelsburg, Lichtenberg, 
Schmargendorf, Tegel und Dalldorf Grundstücke im Flächeninhalt 
von 878 ha besitzt. 

• Alle diese Verhältnisse lassen Gro0-Berlin nach seiner äuOem 
(lestaltung und seinem inneren Verkehr als dne tatsächliche 
Einheit erkennen und die bestehende rechtliche Gliederung in 
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verschiedene • Verwaltungsgebiete als den tatsächlichen Verhält- ' 
nissen nicht entsprechend erscheinen. • • . . 

Daß bei dieser Sachlap^e die Nichtübereinstinimun<j: rler ver- 
waiiungsrechtlichen is.onstruktion mit den gegebenen laisac blichen 
Vefhältiuasen zunächst bei der geschäftlichen Behandlung der 
verschiedenBten Angelegenheiten fortdauernd m. »blrelclieii Irr- 
tümern und damit zu unnütseü Weiteningen; Arbeiteiv Zeitver- 
lusten, ArgemiaMn.'und Schäden ffibcea muiO, i»t i^bstrerBtiiadlich. 
Nur einzelne Beispiele seien hervorgehoben: 

Nicht nur der Fremde Ut häufig tfMehlieh außer Stande, 
die C^enzen zwischen Berlin und Grofl-Berlin festzuBtellen und 
glaubt sich daher oft in Berlin, während er sich tatsächlich in 
einem Vororte aufhält und umgekehrt, auch der Einheimische 
verfällt oft in gleichen Irrtum, ja es sind die Fälle nicht selten, 
daß selbst städtische Beamte, wenn sie ihren Wohnsitz ohne 
Erlaubnis nach einem Vororte verlegen und deshalb zur Verant- 
wortung gezogen werden, glaubhaft versichern, daß sie sich des 
Fortzuges aus Berlin nicht bewußt gewesen sind. Sehr häufig 
werden Urkunden über angeblich in Berlin vorgekommene Geburts-, 
Eheschließung- und Sterbefalle von den Berliner Standesämteffa 
begehrt, die auf samtlichen hiesigen Standesamtern nicht zu ec- 
mitteln sind, wohl aber in den Registern eines StaadesamteB von 
GroB-Berlin verzeichnet stehen. Ebenso gehen fortdauernd, auch 
von Privaten, aber auch von Behörden Eingaben und Antrage ein, 
die sich angeblich auf Berliner Personen oder Angelegenheiten 
beziehen, tatsächlich aber, wie nicht sf^liea erst durch weitläufige 
und zeitraubende Ermittelungen festgestellt werden kann, Ein- 
wohner und Verhältoisse der Vororte betreffen. 

Diese Mißstände werden dadurch noch vermehrt und ge- 
steigert, daß die verschiedensten Behörden, eben weil es an einer 

den tatsächlichen Verhältnissen entsprechenden Begrenzung d^^r 
Gemeinde Berlin fehlt, veranlaßt worden sind, b^i der rTesiUtunp: 
ihrer Verwaltung die gegenwärtigen, nicht mehr sachgemäßen 
Gemeindegrenzea mehr oder weniger unbeachtet zu lassen. 

So hat zunächst die Postbehörde den Postverkehr ohne Rück- 
sicht auf die Weichbildsgrenze von Berlin gereg-elt. Der Post- 
bezirk Berlin ist bekanntlich von dem Stadti)ezjrk Berlin ver- 
schieden, ihm gehören eine ganze Reihe von Vororten an, einzelne 
Teile von Vororten sind ganx oder teilweise in Berlin gelegenen 
Postämtern zugewiesen. Die T^fe tfir Postsendungen und die 



7efDBprecbgol>fihren siod nicht nach dem Stadtgebiet aondeni nach 
anderen lokalen Abgrenzungen geiegeli 

Der Postverwaltung ist die Justizverwaltung gefolgt (Cj^seiz 
bebreffend die Crerichtsorganifiation für Berlin und Umgebung vom 
16. September 1899). Berlin ist seit 1. Juni 1906 in drei Land- 
geriebtsbesirke aerriasen, von denen die Landgerichte II und IIII 
vomehnlich anOerbalb Berlins gelegene QrlBchaften umfaaflen. 
game Teile den Stadtbesirkee Berlin aind au außerhalb Berlins 
in den Vororten gelegenen €vMiehten geschlagen, so daB viele 
Berlins genötigt sind, zur Besorgung ihrer gerichtlichen An- 
gelegenheiten die in den Vororten gelegenen Gerichte in Anspruch 
zu nehmen. 

In polizeilicher Hinsicht besteht ferner neben dem Stadt* 
bezirk Berlin, in welchem der Polizeipräsident von Berlin fl'ie 
Landespolizei und die Ortspolizei, soweit die letztere nicht der 
Stadt ühertrafff^n ist, sachlich unbegrenzt ausübt, ein weiterer 
Landesjolizeikzirk fCharlottenburg, Schöneberg, Rixdorf), in 
welciiein der i'oiizeiprasident von Berlin auf Grund des (Gesetzes 
vom 18. Juni 1900 gewisse landespolizeiliche Funktionen waiir- 
niinmt, ein weiterer Polizeibezirk, in welchem iluu auf Grund de^ 
Gesetzes vom 12. Juni 1889 eine auf einzelne orte- und landes- 
poliaellicbe Funktionen beschränkte kriiHinalpolizeiliche Zuattndig- 
keit gegeben ist, ein Terkehrspoliseilieher Bezirk umfasaen d die 
Kleinbahnen und FrivatanaohluÖbahnen in Berlin und Charlotten- 
bürg und in den Kreisen Teltow und Niederbunim, sofern sie 
Berlin und (3iarlottenburg berühren, auf Grund des Gesetzes über 
Kleinbahnen und Privatanschlußbahnen vom 28. Juli 1892, endlich 
ein Bezirk, umfassend die Amtsbezirke Lichtenberg, Rummel .^burg 
und Stralau, in dem er als Seucheokommissar auf Grund de5 
Ministerialreskripts vom 12. Februar 1881 gewisse polizeiliche 
Funkt niien ausübt. 

Die kaufmännischen und industriellen Interessen endlich 

werden von zwei Behörden wahrgenommen, welche beide in Berlin 
ihren Sitz haben, aher eine verschiedene, allerdings zum ji^rößten 
Teile zusammenfallende örtliche Zuständigkeit besitzen. Die 
Handelskammer ist außer für Berlin zuständig auf Grund der 
Erlasse vom 22. März und IL Juli 1902 für CliarioUenburg, 
Schöneberg und Kixdorf, die Korporation der Kaufmannschalt 
»uBer für Berlin und Charlottenburg für den Kreia Teltow niit 
Ausnahme von Nowawea und Neuendorf und für doi. Kreis Nied^ 
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harnim einsTclilieiilicli der tm beiden Kneiseii ausgeschiedenen 

Stadtkreise. 

Von erheblich größerer Bedeutung als di©^ im wesentlichen 
nur geschäftlichen Schwierigkeiten, die sich allerdings immer mehr 
und mehr steigern und deren Überwindung im einaeinea lalle 
nicht selten ein förmliches Studium erfordert, ist ^ j«doch^ daß 
in GroD-Berliii flii^ alle mr ZustiUidiglceit der Gemeinde gehSrigen 
Angelegenheiten, &lso auch fSr diejenigen, welche ü|i der taWtehlich 
Torhandenen wirtefchaftliehen Einheit einer einheiüichea Begelusg 
bedürfen, die rtfchtHelien Organe fehlen, ^e solche sachlich not- 
wendige einheitJiche Reg^ung herbeizuführeD. 

Von welcher Bedeuto^g dieser Mangel ist, kann man von 
vornherein ermessen, wenn man die großen und wichtigen Ver- 
waltungsgebiete ins Auge faßt, welche die deutsche und dio 
preußische Gesetzgebung der Autonomieder Gemeinden überlassen 
hat und der immer zahlreicher und immer bedeutungsvoller 
werdenden Aufgaben gedenkt, welche die moderne Entwickelung, 
insbesondere auf wirtschaftlichem und sozialem Gebiete den Städten 
und namentlieh den großen Städten stellt 

Man wird ohne weiteres behaupten können, daß alle idiese 
Aufgaben regeln»ßig leichter, wirtschaftlicher und besser zu er- 
füllen sind, wenn ihre Lösung in einem großen, tatsächlich ein» 
örtliche und wirtschaftliche Einheit darstellenden Bezirke ein* 
heitlicli in Angriff genommen wird, als wenn die einzelnen Teil« 
dieses Bezirks in verschiedener Weise, meist ohne Rücksicht auf 
die Nachbarn, zuweilen im bewußten Gegensatz zu denselben, be- 
sonders vorgehen, und in der Tat gibt es nach meinen Erfahrungen 
kaum einen Zweig der Berliner städtischen Verwaltung, bei dem 
nicht da« Fehlen einer rechtlichen Organisation von Groß-Berlin 
als Mangel empfunden würde. 

Da eine alle Mängel aufzählende Darstellung kaum möglich 
ist> mag das im folgenden för einzelne besonders wichtige Ver- 
waltungszweige näher dargelegt werden. 

Schon fOr die räumliche Einteilung des Gebietes von Groß- 
Berlin, für die Au&tollung Ton Bebauung^länen und die Anlage 
-von Straßen und PULtnen hat sich das Fehlen einer Verwaltungs- 
organisation für Groß-Berlin als ein erheblicher Mangel ergeben. 
Für die Beziehungen der StEuit Berlin zu ihren Vorort» ist in 
dieser Hinsicht lediglich der § 9 des Fluchtliniengesetzes vom 
2. Juli 1875 maßgebend, nach welchem eine Verhandlung zwischen 
den betreffenden GemeiudevorstäQden stattzufinden hat^ wenn bei 
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Festsetzung von Fluchtlinien mehrere OrtÄchaften beteiligt sind 
und beim Mangel einer Einigung geniäü § 146 Abs. 2 des Zu- 
stindigkeitsgesetM« der Minister der Mfeotlicheii Arbeiten ent-* 
Bcheidet 

Selbst die Aawendaog dieser Bestiiiimiiiig hat im eimelnen 
zu Schwierigkeiten geführt Die Gemeinden Pankow und WeiOensee 
haben beispiielBweise bei Anlegung neuer StraDea an der Weich- 
bUdlugsgrenze auf den mit Berlin im Jahre 18G2 vereinbarten Be- 
bauungsplan keine Rücksicht genommen und Straßenzüge angelegt, 
von denen Berlin erst nachträglich Kenntnis erhalten. Dadurch 
sind Ändenmgen der B^bauunpspUine des anstoßenden Berliner 
Gebietst i}3erliner Bebauungsplan Abteilung XII und XIID notwendig 
geworden, die erst in diesem Jahre nach mehrjährigen mühsamen 
Verhandlungen endgüiUg festgestellt werden konnten. Die Ge- 
meinde Reinickendorf ist schon seit längerer Zeit mit Anfstellung 
eines Bebauungsplanes beschäftigt» ohne aum Abschloß kommen 
SU können. Dadurch wird die an sich notwendige Abanderung- 
des Bebauungsplanes für das anstoßende Berliner Gebiet (Ab- 
teilung X 1) zum Nachteile des betreffenden Stadtteils vorläufig 
unmöglich gemacht. 

Entscheidend aber ist, daß Berlin auf die Bebauung seiner 
Umgebung, die doch für seine eigene Entwickelung eine große 
Bedeutuhg hat, ohne allen Einfluß ist. Ohne seine Mitwirkung 
entstehen im Osten zu. Wohnstätten für eine ärmere Bevölkerung 
geeignete Bauquartiere, in denen Bewohner Aufnahme finden, die 
den Berliner Armen- und Schule'.at wenigstens mittelbar Ijelasten, 
und ohne seine Mitwirkung wird im Westen durch Anlegung» 
breiter Straßen ohne lerhebliches Hinterland und durch Anforderuü^ 
Jsndhausmäßiger Bebauung auf weiten Flächen eine Bebauung- 
herbeigeführt^.die nicht nur eine weniger wohlhabende Bevdlkerung^ 
von Tomherein ausschließt^ sondern den Forlaug der Steuer- 
kr&ftigen Volksschichten aus Berlin nach den Vororten begOnstigt. 

Eine gesunde Bebauungspolitik, die die verschiedenen Volks- 
schichten nach volkswirtBchafÜichen Bäcksichten sweckmäßig, ins- 
besondere .zur Milderung der sozialen Gegensatze möglichst 
gleichmäßig zu verteilen sucht, ist damit von vornherein aua- 
geschlossen. 

In ähnlicher Weise wird es als ein Mangel empfunden, daß 
die Stadt Berlin, da das städtische Weichbild zum groiiten Teil 
bebaut ist, bei der Erwerbung und der Nut^rmachung von 
Grundbesits im wesentlichen auf Gebiete der mit ihr in keinem 
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A'erwaltungsrechtlichen Zusammenhange stehenden Vororte an- 
gewiesen ist, weil tlieser Besitz auf fremdem Gebiet mit mancherlei 
Nachteilen und Schwierip^keiten verbunden ist 

Zumiciist macht sich auch hier der geringe Einfluß der Stadt 
auf die Feststellung der Bebauungspläne und Fluchtlinien als be- 
sonders übelständig bemerkbar. Die Stadtgemeinde kommt hierbei 
nur als gewöhnlicher PrivätifitereBsent in Frage und hat nur als 
solcher ein Einspnichsreehi Sie kann oft nur durch langwierige 
Verhandlungen mit den Ortsbehörden der Naehbargemetndea eine 
ihren Bedürfnissen entsprechende Entscheidung erlangen, da ihre 
Interessen als Grundeigentümerin mit den Interessen der lokalen 
Ortsobrigkeit zuweilen weit auseinandergehen. Wie einschneidend 
dieset^ Verhältnis werden kann, hat erst in neuerer Zeit ein 
Spezialfall gezeigt Die Stadtgemeinde beabsichtigt auf einem 
ihr grehörigen in Rummelsburg gelegenen Grundstücke ein als 
dringend notwendig erkanntes Krankenhaus für Geschlechtskranke 
zu errichten. Die Gemeinde Rummelsburg, welche hiervon Kenntnis 
erhalten hat und die Errichtung dieses Krankenhauses in ihrem 
Gebiet anscheinend nicht wünscht» hat durch das für die Anstalt 
bestimmte Grundstück eine neue Fluchtlinie derartig gelegt, daß 
die Verwendung des Grundstückes su dem beabsichtigten Zweck 
unmöglich gemacht wird. Es ist fraglich, ob es gelingen wird, 
die Feststellung der Fluchtlinie zu binden, jedenfalls ist die 
Errichtung des dringend notwendigen Baues auf lange Zmt hmauBr 
geschoben. 

Auch auf andere Weise wie namentlich durch Polizei- 
verordnunge.i und polizeilich f Verfügunp-cn, durch erschwerende 
Bedingungen bei den Baugenehmigungen und durch Einsprüche 
gegen die etwa erforderliche Konzessionserteilung haben die Nach- 
bargemeinden mehrfach versucht, Berlin daran zu hindern, von 
den in ihren Bezirken gelegenen Grundstücken einen für Berlin 
notwendige«, ihnen aber nicht erwünsditen Gebrauch su machen, 
so namentlich bei konseasionspflichtigen gewerblichen Anlageo, 
aber auch bei anderen vorübergehenden Verwendungen, beispiels- 
weise bei der Benutzung von Plitoen als Schneeabladeplätse^ 
Als erschwerend fällt dabei ins Gewicht» daß die Verordnungen 
und Anforderungen in den verschiedenen Vororten vieLfaoh ver- 
schieden Bind, so daß erst in jedem Falle besonders ermittelt 
werden muß, welche Ansprüche voraussichtlich zu erwarten sind. 

Besonders schwierig gestaltet sich in solchen Fällen die An- 
gelegenheit, wo große städtische Anlagen wie die Gasanstalten 
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in Schmargendorf, Wilmersdorf und Tegel- Wittenau an den Ge- 
bieten Terflchiedeii«r Gemeindeii gelegen amd. So hat der Bauplan 
für das Laboratoriniiiigeb&ude In Tegel» welches nun Teil in 
Wittenau liegt; naeh den fflr Tegel und Wittenau geltenden bau- 
poliieilichen Beatinnnungen bearbeitet und von den Baoimtem 
beider Orte gmdunSgt werden mfiaeen, eo haben die Bewässerungs- 
und Entwässerungsanlagen, und «war vwschieden für Tage- und 
Fabrikwässer, in den Anstalten Schmargendorf-Wilmersdorf und 
Tef^el-Wittenau je nach der 0rts7.up:i'hörig:keit der einzelnen Grund- 
stücksteile nach verschiedenen Systen^n eingerichtet werden 
müssen, so mußte das Bürgersteigpflaster vor der Oasanstalt VI 
auf Wittenauer Gebiet in einer (iranitbahn und 2 ßeitlichetx 
Müsaikstreifen, auf Tegeler Gebiet aber nur als Mosaikpflaster an- 
gelegt werden. 

Schwierigkeiten besonderer Art ergeben eich, wenn innerhalb 
GroA-Berlins «ine .Verlegung der Grenien Boldier Nachbarorte 
erfolgen soll» in denen die Stadtgemeinde Berlin einen umfange 
reichen Grundbeaite hat^ insbeaondere dann, wenn di« Stadt- 
gemeinde an solche Gemeinden auch noch, und xwar aul Grund 
besonderer, inhaltlich verschieilener VereinblBrungen Gas oder 
Wasser liefert. Dies zeigt sich bei^tielsweise zur Zeit bei den 
jetzt beabsichtigten Grenzregulierungen zwischen Rixdorf und 
Treptow. Wonn in solchen Fällen nicht unter Mitwirkung der 
Gemeindevertretungen gütliche Abmachungen zustande kommen, 
wa» jedenfalls außerordentlich schwierig ist, werden schlieülich» 
unter Umstanden gegen den Willen von Berlin, Entscheidungen 
getrofi'en, welche für die Beliwstung und die Berechtigung und 
damit für den Wert des stadtischen Grundbesitzes von großer 
Bedeutung sind. 

Endlich muß die Belastnng des Berliner stSdtischen Grund* 
.besitses mit fremden Gemeindeabgaben und fremden Gebühren, 
beispielsweise Bauprfifungsgebühren, als ein Obelstand beseichnet 
werden, namenüich auch deshall^ weil diese Abgaben und Ge- 
bfihren in den verschiedenen Bezirken nach verschiedenen Grund- 
sätzen erhoben werden, und weil dabei vielfach Streitigkeiten und 
Prozesse mit den Nachbar^emeinden unvermeidlich sind. 

Durch alle diese Schwierigkeiten, welche wegfallen würden^ 
wenn sich die Grenzen der Stadt Berlin mit denen von C?roß- 
Berliii deckten und demgemäß der städtische GrundU-öitz, etwa 
von den Rieselfeldern abgesehen, im Weichbilde der Stadtgemeinde 
gelegen wäre oder erworben werden könnte, werden weit- 
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ausschauende umfassende Grundstückserwerbungen, wie sie für 
eine s^roße Gemeinde wünschenswert, ja notwendig: siüd, wenn 
nicht unmöglich gemacht, so doch wesentlich erschwert 

Alle die Schwierigkeiten, welche für die Verwaltung der in 
den Vororten gelegenen Berliner Grundstücke oben näher dar- 
gelegt worden «ind, anacIieD sich bei den si&dtiselifin WerksanlAgen, 
wie QMh und Waaaezwerke^ soweit sie anßerhalb des Berliner 
Weichbildes errichtet werden müssen, wegen der Bedentang dieser 
Anlagen besonders geltend. Hier kommen nene SchwierigfceSteo 
hinsD, weil für die zu diesen Anlagen notwendigen Leitungen an 
Gas- und Wasserrohren^ Gleisanschlüssen und Telegraphenkabeln 
eb^so wie für die Druckrohre der Kanalisation, soweit sie durch 
die Vororte gelegt werden miissen, die Benutzung der öffentlichen 
Straßenzüge in den Nachbarorten nicht entbehrt werden kann. 

Zunächst stellen die Vorortgemeinden, deren Forderungen 
sich früher in mäßigen Grenzen bewegten, neuerdings für die 
Erteilung der Genehmigung solcher Leitungen kaum erschwing- 
liche Forderungen, die meistenteils bewilligt werden, müsfleu» 
schon um mit Rücksicht anf die Dringlichkeit solcher Anlagen 
langwierige Enteignungsverhandlungen zu vemieiden. So hat die 
Gemeinde Tegel Ülr die Genehmigung rar Verlegung von Woseeiv 
röhren, fOr die früher regelmäßig eme Anerkennnngsgebühr von 
10 ffir den laufenden Meter StraDenland und die Übernahme 
einer zwei- bis dreijährigen StralSenunterhaltungspflicht ohne 
Bucksicht auf die Anzahl der verlegtoi Rohre für angemessen 
erachtet wurde, im Jahre 1904 eine einmalige Entschädigung von 
2 für das laufende Meter Rohr, eine jährliche Anerkennungs- 
gebühr von 25 V, ^-henfalls für das laufende Meter Rohr und eine 
zehnjährige Straßenunterhaltungspflicht verlangt und augestanden 
erhalten, und wird von der Gemeinde Lichtenberg für die gleiche 
Genehmigung eine Anerkennungsgebüiir von 50 -S) für das 
lanfttide Meter Rohr beansprucht, während der Gemeinde Tempel- 
hof fSr die Benutsmig der DorfstraDe aar »Verlegung leineä 
Kanalisationsdruckrohrs nicht nur der Anschluß an die Berliner 
Kanalisation, sondern auch noch sehnjährige GebQhrenfraiheit 
ffir diesen Anschluß eingeiftumt weiden mußte und andere Kaeh- 
bargenipinden in gleichen Fftlleo nunmehr regelmäßig mindesteoa 
gleich hohe Forderungen stellen. 

Neben solchen übermäßigen Belastungen wird es noch als 
übel8t<ändig empfunden, daß derarti^re Leitungen regelmäßig durch 
mehrere Ortschaften, in einzelnen Fällen durch sieben Nachbar- 
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orte geben, daß demgemäli in jedem einzelnen Falle mit einer 
Aniafal von Gemdnden eine Verttändigung ersielt werden- muß« 
and daß für die Verlegung in den veraüehiedeiien Ortsohafton 
wiederum ▼erecbiedene poKieiliehe Vorschriften maßgebend sind. 
So hat s. B. das Gasrohr» welches tod Sdunargendorl nach Berlin 
führt, und die Gomeinden Schmargendorf, Wilmersdort Sohoneberg 
und Charlottenbarg berührt, erat nach langwierigen zeitraubenden 
Yerhaadlnngen an vier Stellen und auch dann nur unter Beiück- 
sichti^ung: der polizeilichen Vorschriften .dieser vier Vororte ver- 
legt werden können. 

Für die Wasserentnahme muß ea inshpsonderf^ als oia Af-ingel 
und eine dringende sanitäre Gefahr be&eichnet werden, (]t*ß es 
an einer planmäDiß:en Verteilung von Schöpfstellen für Trink- 
wasser mangelt, und daß es wegen der kollidiereadeu Anhigea 
in den Vororten immer schwieriger wird, geeignete Schöpfsteilen 
SU ermitteln. So haben die Gemeinde Tegel und Reinielcendorf 
ihre Schmutswässer in den Tegeler See geleitet ohne Rücksicht 
darauf, daß die Stadt|;emeinde Berlin ihr Trinkwasser sum großen 
Teil aus diesem See schöpfte. Die Stadt Berlin ist «ladurcb 
gezwungen worden, ihr Tegeler Wasserwerk in ein Grundwasser- 
werk umzunjaindeln, -und sie hat außerdem, um die Tegeler 
Schmutzwässer vom See fernzuhalten, mit einem Kostenaufwand 
von 51000 M) eine Rohrleitua<r lifffrestellt, durch welche jene 
Wässer in den über den Artiilerietvchießplatz fOhrencle Ent- 
wässerungskanal abgeführt wurden uiid der Gemeinde TeL^el auich 
.noch für das Fort])umpen der Wässer eine jährliche Vergütung 
von 1200 M gezahlt, walirend sie es trotz aller Beschleunigung 
der Umwandluiiig des Tegeler Wasserwerkes nicht verhindern 
konnte, daß sdtweise das Belnickendorfer Sehmutswasser dem 
See sugeführt wurde^ während noch Trinkwasser für Berlin^ aus 
ihm entnommen werden mußte. 

Neuerdings aber hat die Gemeinde Pankow in unmittelbarer 
Nähe der Berliner Tegeler Wasserwerko die Anlage eines Grunde 
Wasserwerkes in Aussicht genommen, welches jedenfalls nach Aus- 
bau des Pankower Wasserwerkas die Ergiebigkeit des Tegeler 
Werkes zu gefährden geeignet ist, ohne Berlin von diesem Vor- 
haben auch nur zu benachrichtigen, und es steht noch nicht 
fest, ob es möglich sein wird, die Ausführung dieses Plane« 
verhindern. 

Ergibt sich hieraus einerseits, daß der Stadt Berlin die Her- 
stellung und Zuleitung von Gas und Wasser und die Abführung 
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sftHMT JCniiftlftfttiwuwitowr isessk dm Massel einer Org^aisAtioii 
.TQu Grop-Bflirliii tenchweit .^ßd iV^fftQlüct «rwd, «o Iomo es 
«udevecimts keiaen Zweifel .lutediwQ* liaOidi» «VeriiKgiwg «von 
Gfoß^ltn uit Oas md «Wimmt .iumI Jie .AUeilmig Beiner 
Strai^en- uoil Solimutzwässer alle Teile, fiar Gn»ßiQer]w ,wie 
für die Vorocte^ zweckmäßiger uod weniger JuMrtfpiellg^iiigefiUirt 
werden kann, weon diese Ausführung nach einem' aUgfWMlwui 
Plaoe in einem einheitlichen Betri^e erfolgt, als wenn «ie wie 
gegenwärtig den einzelnen Gemeinden überlassen bleibt und von 
denselben zum Teil ohne Rücksicht auf einander uiui unter Mit- 
wirkung vun auf Gewinn angewiesenen Crwerbi^eeellscJlialtefi in 
kieioeren Betrieben bewirkt wird. 

Noch ungünstiger iiegea die Veriiältnisse für GroO-Berlin 
und für die Gesamtlieit der Vororte in be»ig auf den Verkehi? 
mit solchen Verkehrsaiilagen, we^die xweoknäfligerweise VQn 
den CSemeinden bergestiellt und betrieben werdeiii, wie StraO^ 
bahnen, Unterpllastor« sowie Hoch- und Untorgrnndbalmen. 

.Es ist oben tüiher dargelcigt, wie bedentead der Personen- 
verkehr iwisefaen Berlin und den Vororten ist, und welchen Anteil 
an demselben die soeben erwähnten Verkehrsanstalten haben. Um 
von der Bedeutung dieses Verkehrs in Groß-Berlin im allgemeinen 
eine Verstellung zu geben, sei hier nur noch angeführt, daß nach 
der im sLitistischen Jahrbuche der Stallt l^erlin für 1904 Blatt 201 
mitgeteilten Auskunft des Königlichen Polizeipräsidiums im 
Jahre 1904 von den Berliner StraLieabakaen und der Hoch- imd 
Untergrundbahn 426 651084 Personen, durchschnittlich tägÜch 
also weit über eine MülU)n Personen befördert worden sind. Es 
dürfte nicht stt bestrdten s^, daß v ein so enormer Verkehr, der 
für die Entwicklung und ^ Wohlergehsn des gesamten ^iVer- 
kehrsgebietes wie der einseinen .Teile von .grofler, -oft ausacliiag- 
gebender Bedeutung ist, lediglich joater .BerUoknohfagiuig der 
dffentliehen Intersssen nach .einheitlichen 6rimdf»tzea angel^ 
und. veraaaltet werden sollte. Selbst in erheblich kleineren Orten 
mit einem viel geringeren Verkehr haben die Verhältnisse die 
städtischen Verwaltungen mit zwingender Gewalt dahin geführt, 
die Verkehrsanlagen der in Kede stehenden Art als ötädtische zu 
errichten oder deren lErwerb nachträglich herbeizuführen oder 
wenigstens in Aussieht zu iuljui'-n. Uer iStadt iierlin titeilen, 
sich der Ausführung ähnlicher F iaiic lulaige des Mangels üiner 
Organisation von Gruii-i^erÜn kaum über-windliobe Schwierjy^keiJlien 
entgegen Hier: hat seit •lahraehaten jede«eiaaeilne. Geme^Oiibre 
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eigene Verkehrspolitik ohne Rücksicht, nicht selten im Gegensatz 
m den konkurrierenden Nacbbarg^eind^ getrieben» mit ver- 
Bchiedenen ErwerbsgeaeUechaften unter verscliiedeiien Bedingungen 
und für Terachiedene Zeiten Verträge abgeflchbasen, welche jene 
Gesellflchaiten auf lange Zeit hinaus berechtigen» die öffentUoheu 
Straflen zum Zwecke des Erwerbs nach anderen Rücksichten aU 
denen des allgemeinen Wohls zu benutzen und auf Grund dwen 
sogar der Versuch gemacht worden ist^ die Errichtung neuer 
notwendiger Verkehrsanlagen zu verhindern. In einer Besprechung 
von Vertretern aller an den vornehmlichs^trm f^'^^^enwärtig vor- 
handenen Straßenbahnlinien beteiligten Gemeinden Ijis auf die ver- 
hinderte^ und entschuldigte Gemeinde Steglitz, nämlich von Ver- 
tretern von 23 Gemeinden am 28. Oktober 1905 ist von allen 
Seiten ohne jede Ausnahme die allgemeine Unzufriedenheit mit 
den gegenwärtig in GroD-Berlin in dieser Hinsicht vorhandenen 
Verkehrsverhäitnissen zum Teil überaus lebhaft zum Ausdruck 
gekommen und die Bereitwilligkeit ausgesprochen worden, einen 
Zweckverband zur Obemahme und zun gemeinschaftlichen Betrieb 
der in Frage kommenden Straßenbahnen zu bilden; es erscheint 
aber zweifelhaft, ob die noch nicht zum Abschluß gelangten Ver- 
handlungen beim Mangel einer rechtlichen Organisation von Groß- 
Berlin zur Bildung eines solchen Zweckverbandes führen werden. 

Bei der Armenpflege und Armenkrankenpflege, welche nach 
der deutschen Gesetzgebung auf dem Prinzip beruht, daß der 
Hilfsbedürftige von derjenigen Gemeinde unterstützt werden soll,. 
iii der er vor Eintritt der Hilfsbedürftigkeit selbst oder durch: 
seine Angehörigen wirtschaftliche Leistungen prästiert hat, er- 
geben sich aus der Tatsache^ daß die Abgrenzung de& Stadtbezirke 
Berlin den tatsächlichen wirtachaftiichen Verhaltnissen nicht ent- 
spricht, sehr ^hebliehe Mangel. 

Da sich die vorläufige wie die endgültige Unterstützungspflicht, 
nach dem Aufenthalt des Hilfsbedürftigen richtet» maß der Wechsel 
dieses Aufrnthalts kontrolliert werden, und zwar ebenso, wenn er 
innerhalb Groß-Berlins etwa von einer Straße zur anderen, al& 
wenn er von oder nach einem auswärts gelegenen Orte stattfindet. 
Die danach notwendige Feststellung der Umzüge in Groß-Berlin 
ist aber besoncicr^^ u hwierig, weil sich die Interessenten nicht 
selten gar nicht bewußt geworden sind, daß sie innerhalb GroO- 
ßerlins ihren armenrechtlichen Wohnsitz gewechselt haben, und 
weil sie in vielen Faiieu, um nicht an einen auswärtigen Armen- 
verband verwiesen zu werden, ein Interesse daran haben, ihr& 
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Umzüge zu verschweigen Fernerhin sind di*' - inzelnen Teile 
Groß-Berlins genötigt, gegeneinander wechselseitig Erstattungs- 
ansprüche sowie Ansprüche auf Übernahme geltend zu machen, 
die fortfallen würden, wenn sie sich nicht als verschiedene Armen- 
verbände gegenfibenianden. 

Eft fehlt leider Uber den Umfang dieser Erstattungen an am« 
iaesenden Btatistischen Aofoeichniiogen, aber • die nachfolgende 
Zasamnenatelliing über die im Jahre 1905 swisdien Berlin und 
nenn größeren Voror^iemeinden gelejateten Erstattungen lassen 
erkennen, wie groß die Anzahl derartiger Fälle ist, und wie viel 
unnütze Arbeit 2U ihrer Feststellung aufgewendet werden muß. 
Dabei ist her%'orzuheben, daß erfahrungsgemäß der erheblich größere 
Teil der bearbeiteten Erstattungsfälle ein negatives Ergebnis hat, 
also zu Erstattnnc:sansprüchen nicht führt, daß also tatsächlich 
in viel zahlreicheren Fällen als man nach den mitgeteilten Zahlen 
vermuten möchte, Erhebungen stattgefunden haben. 

Es wurden erstattet: 



von Berlin an 




an Berlin von 




Charlottenburg . . 


67 014 M, 


Charlottenburg . . 


. 24 283 




Lichtenberg . . . 


10 822 


>» 


Lichtenberg , . 


, 18 263 


>» 


Pankow 


11072 


>» 


Pankow .... 


. ') 9(55 


>» 


Reinickendorf . . 


5) 922 


»> 


Reinickendorf . 


. 9 660 


1» 


Rixdorf 


31874 


»» 


Rixdorf 


21 277 


»f 


Rummelb burg- 






Rummelsburg- 




Boxhagen . . . 


1121G 


I» 


Boxhagen . . 


31.^4 


>» 


Sehftieberg . . , 


27833 


>» 


Schöneberg . . 


. 18324 


» 


WeiOensee .... 


10011 


>» 


Wdfiensee . . ' . . 


10414 


n 


Wilmersdorf . . . 


6011 


n 


Wilmersdorf . . . 


6153 





Von ganz besonderer Bedeutung aber ist es, daß BerUn. auf 
dem Gebiete der Armen* und der Armenkrankenpflege, auch vor- 
haltnismaQig, ganz erheblieh mehr leistet als die meisten seiner 
Vororte, derart, daO man behanpten kann, es eiffiUt einen groQen 
Teil der den Vororten obliegenden Pflichten mit seinen Mitteln. 

Das vor kurzem erschienene 4. Heft der Berliner Statistik 
(Beiträge zur Finanzstatistik der Stadt Berlin und der benach- 
barten Gemeinden) macht über die Ausgaben Berlins und einer 
größeren Anzahl seiner Vororte — Blatt 43 bis 45 — für das 
Jahr 1Ü02/03 folgende Angaben: 
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»» 
»» 



»» 
»» 
»t 



I. Zuschüsse zur Armen- und Krankenpflege getrennt: 

Armenpiege Ibrnnkenpflege 

Berlin 13119 924UK» 646I546;4^, 

CterlottmiHirg 662806 ^ 333565 

ScbSnelMrg 176896 ,, 137637 

Spaadan 97 732 „ 104 680 

Köpenick 35 420 „ 7 271 

Boxhagen-Rumnelsbttl« 11 393 1) 831 

Reinickendorf öl 054 „ (581 „ 

Oberechöiieweide 3340 „ l(i(Mi„ 

Tegel 0 7-23 „ „ 

F -Buchholz ^412 „ — », 

Hermödorf 2 707 „ 291 „ 

WeiQensee 4 53(j „ 100 „ 

Biesdorf 1 214 „ 30 „ 

Heinendotf 934 „ — 

WUmendorf 37958 „ 5289 

Steglite 27 796 „ 5 792 

Friedenau 22650 „ 863 

Zehlenflorf «5» „ 324 „ 

Tempelhof 12 584 „ 145 

Britz 2 705 „ — „ 

Treptow ' 7 300 „ 86 „ 

Grunewald 527 „ — „ 

Niederschöneweide '4 218 „ — „ 

II. Zuschüsse für Armen- und Krankenpflege 

in einer Summe: 

BwHtt 19864470j«, 

ChArlotMübuig 996361 „ 

Schduebeig 314483 „ 

Bfadoff 257166 „ 

Spandau 475 149 „ 

Köpenick 42 vm „ 

Lichtenberg 93 <i()3 „ 

Neu-Wetflenaee 5« 813 „ 

Pankow 44 799 „ 

Boxhagen-Kummelsbu^g 21 223 „ 

Reinickendorf 52 (>4ü „ 

Friedrichsfelde 14 000 „ 

Oberschöneweide 4 939 



»» 
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Tegel 

Dalldorf 

F.-Buchholz 

Herrnsflorf , 

WeiÜensee 

Biesdorf 

Heinersdorf 

Wilmersdorf 

Steglita 33 

Friadmau 23 

ZeUendoif 6 

Tempelhof 12 

Brite 9 



520 
653 „ 
•2 412 „ 
997 „ 
H36 „ 
244 „ 
HOfi 
247 „ 
588 
513,. 
875 „ 

705 



4 

1 

2 

43 



Treptow 

Schmargendorf . . 
Grunewald .... 
N iederschöoeweide 



7386 

5 785 
027 



n 



n 



n 



III. Zaachfiaae fftr Armen- und Armenkrankenpflege 
¥u je IOQO.lt der Geaamtsuacküaae 
• der einxelnen Gemeinden nach deren Etata: 



Berlin 394,« A 

Spandau 170^ „ 

Rixdorf 158,0 „ 

Charlottenbqrg . . . 144,8 „ 
Lichtenberg .... 112,6 „ 
Neu-Weißenaae . . . l()8,i „ 
Schöneber^r . . lOl.a „ 
Reinickendorf. . . . 1(M),7 „ 

WeiiJenaee 9*),6 „ 

Biesdorf W,B „ 



Pankow H7,o „ 

Köpenick 8(J,» „ 

Friedrichafelde . . . laC^ „ 

Hermadorf 35,8 „ 

Friedenaa <i2,a „ 

Frani.-Bnehhola . . . 61,1 



Heineradoff .... 61,o.#, 

DfOldoif ...... 59^7 „ 

Boxhagen- 

Bqmmelabmg . . . 55,7 „ 

Tempelhof 53,6 „ 

Schmargeadorf . . . 50,4 „ 

Steglitz 41,2 „ 

Niederschöne weide . 38,« „ 

Treptow 33,9 „ 

Tegel 29,« „ 

Wilmersdorf .... 2ü,2 „ 

Zeblendorf 2ü,i „ 

Obarachooeweide . . 1(>,6 „ 

Brite 11.7 „ 

Ornnawald !,§ „ 



n 
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IV, ZaBchüsse für Armen- und Armenkrankejipflege 

auf den Kopf der Bevölkerung: 



Berlin 


1U,2» 


Friedrichsfelde . . . 




Charlottenburg . , 


. 5,07 „ 


Tempelhof 


liW 


Reinickendorf . . . 


• 3,09 


Biesdorf 


1,24 ,. 


Spandau 


3,06 


Treptow 


1 l« 




. 2,84 „ 


Boxh^en-RummelB* 




Rizdorf 


m 2.58 




IflO tf 

' wr 






Wilmeradoif .... 


Ifit ff 




. 1,11 „ 


Hermsdorf 


O^ff 




. l,»r» 


Tegel ....... 


0.« „ 




. 1,»„ 


Dalldorf 


0,TB 


Neu-Weißensee . , 


• 1|W« 


Zehlendorf 


0,71 „ 


Niederschöneweide . 


. 1,7« „ 


Französisch-Bachholz 


0,70 „ 


Weißen see .... 


. 1,68 „ 


Oberschöne weide . . 


0.59 „ 


Schmargendorf . . 


. 1,62 „ 


Britz 


0,81 „ 


Steglitz 


. 1,41 „ 






Heinersdorf .... 


• 1,27,. 







Diese Zusammenstellungen orgeben insbesondere, daß Berlin 
im Jahre 1902/3 für den Kopf der Bevölkerung berechnet, für 
Armen' und Krankenzwecke das Vielfache, bis zum 68 fachen 
(Grunewald), der Ausgaben der fibrigen dort behandelten 29 Nach- 
bargemeinden und mehr ale das Doppelte der nach ihm am meisten 
belasteten Gemeinde^ das ist die Stadtgemeinde Charlottenburg, 
verauagabt hat. 

Diese Erscheinung ]8flt sieh nicht allein durch die Tatsache 

erklären, daß Berlin nicht nur ein Ortsarmenverband, sondern 
gleichzeitig auch zugleich ein Landarmenverband iat^ und also 
auch die Lasten eines Landarmenverbandes zu tragen hat; sie 
wird aber verständlich durch die folgenden Erwägungen: 

Die erste Voraussetzung für eine gute Armenpflege ist die 
möglichst gleichmäüige Anwendurnj: einheitlicher Grundsätze. 
Diese Voraussetzung ist für Groli-Üerlin von vornherein aus- 
geschlossen, da jede (Gemeinde für ihren Bezirk namentlich auch 
über die Art und die Höhe der zu gewährenden Unterstützungen, 
besondere Grundsätze aufstellt und demgemäß der Untecstfitiungs- 
bedfirftige bei der Leichtigkeit innerhalb GroD-Berlins seinen 
Aufenthalt su wechseln, die Auswahl hat, von welcher Stelle und 
naeh welchen Grundsatien er unterstützt werden will. Dafl diese 
Wahl in der Regel auf denjenigen Ort föUt, an welchem Unter- 
stfitzungen am leichtesten und im höchsten Betrage zu erhalten 
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sind, auch eine zwangsweise Abweisung am wenigsten befürchtet 
wird, und an welchem die meisten und besten Verpflegungs- 
anstalten (KraQkenhäu5^er. Irrenhäuser, Hospitäler, Heimstätten. 
Asyle für Obdachlose, vVärmehallen etc.) vorhanden sind, ist 
selbstverständlich. Daß dieser Ort aber in GroD-Berlin, die Stadt- 
gemeinde Berlin ist, dürfte ebenso einem Zweifel nicht unterliegen. 
In der Tat wird von allen mit der Armenpflege befaßten städtischen 
YerwaltimgBSteUen lebhaft darüber geklagt, daß sie von den Be- 
wohnern der Vororte und 7011 solchen Personen, die erst kurz 
vor ihrer VerarmuDg naeh Berlin fibersiedelten, anffallend häufig 
in Ansprach genommen werden. Diese Beobachtung ist saniofast 
in der offenen Armenpflege gemacht worden, wo es namentlich 
anfgefoUen, daß sehr häufig hochbejahrte Personen aus den Vor- 
orten nach Berlin ziehen und bald darauf die Armenpflege in 
Anspruch nehmen. Sie wird bestätigt durch die Wahrnehmungen 
der Verwaltung der Hospitäler und der Siechenhäuser, nach 
welchen dipso Anstalten viele alte und sieche Personen bis zu 
ihrem Lebensende verpüegen müssen, die aus den Vororten, 
welche solche Anstalten nicht besitzen, stammen, und erst in den 
letzten Jahren in Berlin krank oder unterstützungsbedürftig ge- 
worden sind. Dabei wird in zahlreichen Fällen die Inanspruch- 
nahme Bwlins dadnrdi ermöglicht, daß die spater Hüfobedürftigen, 
ohne Grol^Berlin zn verlassen, lediglich durch Verzug von einem 
Vorort zum anderen, ihren Unterststsangswohnsits verloren haben, 
demgemSfi landarm geworden sind und die Stadt Berlin schon 
nadi kurzem Aufenthalt daselbst als Landarmenverband in Anspruch 
nehmen können. 

Ähnliche Verhältnisse finden bei den städtischen Kranken- 
und Irrenhäusern statt. Die Kranken werden aus denjenigen 
Vororten, welche Krankenhäuser nicht haben, zum Teil bevor sie 
der Krankenhauspflege bedürfen, nach Berlin geschafft, müssen 
dort von der Stadt als dem vorläufig verpflichteten Armenverbande 
oder von ihr als dem Landarmenverbande Berlin in Pflege ge- 
nommen werden, und Berlin muß selbst in den Fällen, wo ein 
endgültig verpflichteter Armenverband in Anspruch genommen 
werden kann, den größten Teil der Kosten tragen, da der 
reglementsmäßig zu erstattende Verpflegungssatz von 1 ffir den 
Verpflegungstag die wirklich entstandenen Kosten bei wdtem 
nicht deckt. 

In gleicher Weise werden viele Einwohner der Vororte in 
den stSdtischen H^msfötten vorliegt. Hier hat sich insbesondere 
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alff kauiR duticbrahrbar erWiMsa; daß Personen, welche in Berlin 
dörtiiJillfei^ilden {trankenkaasen angehören, aber in den Vororten 
woHnen; die AufhaKtne in die HoimPtStton verengt wird, und die 
VerwaltVlnj^' liat sich deshnlh entnichlieDeii inüBsen, mich sniphen 
nicht in Berlin wohnhaften Einwohnern (iroß-ßerlin» in- diesen 
£ei*liner Anstalten Aüfiiahnie zu gewähren. 

(Vmv augenscheinlich dient das von der Stadt unterhaitene 
Asyl für Obdach loBe. Geithes im Jahre HK)4 (i">8 Personen je 
eine Nacht beherbergte, zu einem großen Teile Bewohnern der 
VoiüM^e. Bte Verwaltung d^ AnsMir berichlto^ dMI'fdlateiitllich 
eitfZheug von* IieiiWMi, wdUßlte Bich tftgBÜltor in den Vororten 
aidfÜalteii; suM* Teil nnie^ Btontvnngr StrsItenHahnen and Bfng- 
baün, tteoHttehttt wird; nnd' bei« StfchproKen, welblie am 4; und 
391 iS|»ni' atMtbMMfeni haiwn unter den dlmkalb im Obdaeli 
iiil;hti^etldl?n Personen nur l ^öS* und 805 Männer und nur 50 
und 18 Frauen die Stadt Berlin, dagegen 'ül und 302 Männer 
sowie 2(> und 7 Frauen Orte außerhalb Berlins als ihren letzten 
Arbeitsort abgegeben Bei einer am H. November 1904 mit Ver- 
tretern einer größeren Anaahl von V'ororten abgehaltenen Be- 
sprechung" wurdfe festgestellt, daß die meisten Vororte Einrichtungen 
zur Aufnahme Obdachloser nicht besitzen und daß die wenigen 
vorhandenen ähnlichen Einrichtungen so gut wie nicht benutzt 
wurden. Dabei word^ gleichzeitig allgemein anerkannt, daß das 
Beriltter (Mstoh denr Benlrke' von- Grofr-Berlhi zugute kommt. 
Bei dser großen Zattl der im Asyl' allnflcMlicfa Auf aaHme findendeii 
PeMouen' und' mit BMeidit auf den geringen Wert dtor Einz^- 
lelstung (Nachtlager und Kost {ür eine Nacht) ist es aber mmfigUch, 
die Vororte t1i# d{e an ihter Steile gewSlirten Leistungen in 
Ans^^ctr zu nehmen. 

Irt gleicher Weise wird die Stadtgemeinde Berlin zugunsten 
der Vororte dadurch unverhältnismäßig belastet, daß gemäß § iiS 
des Preußischen An!»fiihrnntrsgesetzes zum Unterstützimgswohnsitz- 
gesetz ihr als Landarmenverband die Kosten der Nachhaft tnr 
alle nach § 361 Nr. 3 bis 8 des J^raiges^tzbuche» zur Nachhaft 
verurteilten Personen zur Last fallen, welche in Berlin fest- 
genommen worden sind, also auch für solche, welche, wie er- 
fahronge^emsU^' häufig geschieht, in den Vororten ihren ständigen 
WeiMit« haften und Berfin nur l>ei iKoer Ergreifung voräber* 
gehend aufgesucht hatten. 

Sellens der WaieenverwaHnng ist insbeeendere noeh hervor- 
geMenr n^erdie«, M die Stadtgemeinde Berlin in einer Anai^l 
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von F-illen die Kosten dep Fürsorge-Erziehung tragen muß, obwohl 
die Kitern 'hr Fiirsor^ezöglinp-e ihren Wohnsitz in den Vomrten 
genommen haben, weil die Kosten ceset-lich demieni*??'^ T.and- 
arm' nverbande z\?r Laft fallen, in- dessen Bezirk das beschiielJende 
zustaniiiffe Vormuridschaftsgericht liegt, und weil das hiesige 
Amtsgericht bisher unter BiHigung des Kammergerichts „mit 
Rücksicht au£ die leichte Verbindung der Vororte mit dem Gerichte 
in Berlin" es abgeitohnt hat, einmal bei ihm angängig gewofdene 
Sachen an dbs Gericht dto Wohnortes der aus Beriia^ verzogenen 
Eltern' aintigebem 

Diese Verwaltung hat fiemer darauf auftnepksam gemacht, 
daSybei dto Binheitlichlteit dbe Besirke von GroO-Berlin' und dem 
Bftoligen Verzuge d^r Pll^geelteni' in diesem Biesirke von dner 
Gemeinde in die andere, sich die Waisenpfl'egekinder nicht immor 
in der eigenen Gemeinde unterbringen lassen, daß beim Unterbringen 
in den NacHbargemeinden aber, insbesondere wegen der Ver- 
schiedenheit der Grundsätze bei der Auswahl der Pflegeeltern und 
bei der Beaufsichtigung dieser in<i der Kinder und wegren der 
ungleichen Hohe des Pflegegeides, mancherlei Schwierigkeiten 
entstehen. Iifit den Nachbargemeinden, welche ein Aufsichtsrecht 
über die in ihrem Bezirk untergebrachten Berliner Pflegekinder 
beanspruchten, mußten besondere Abkommen getroffen werden, so 
z, B. ist für die Anflicht über die in Charlottonburg nnterge* 
brachten BOrliner Pflegekinder mit Zustimnrang von Charlottenbnrg 
ein besondbrer im Dfenate- vow Berün stehender Waisenvater 
bestellt, disr Charlottenborger Depntetion für die Waisenpfl)^ 
aber eine llAtwirknnif bei itnswaU der PflegeeteHen ^geränmt 
worden. 

Besonders übelständig wird endlich auf dem Gebiete der 
ArmenpfTege im weiteren Sinne der gegenwärtige Zustand von der 
städtischen Stiftungsdeputation empfunden. Diese Deputation 
verwaltet die für die Wohltätigkeit außerhalb des Kahmens der 
öffentlichen Armenpflege bestimmten städtischen P\mds, soweit 
diese Verwaltung nicht anderen Verwaltungsstellen übertragen ist; 
das von ihr verwaltete Vermögen betrug am 81. März l*.H>i über 
21) Millionen. Die von ihr verwalteten Fonds sind fast ausnahms- 
los stiftungsgemäO für Berliner Einwohner bestimmt. Es gehen 
bei der D^ntarfSon nun sehr häufig an sich berfidtoichtigungs^ 
werte Gesuche um Anfeahme in stä^sche AnstaHen oder um 
Unterstfttsnngen ein, wel^e sorüc^gewiesen werden rafissen, weil 
dld Bewerber, die den größten Teil ihres Lebens in Berlin su- 



Digitized by Google 



22 — 



gebracht haben, Berlin noch ^e4;enwärtig als ihre Heimat be- 
trachten, vor kurzer Zeit, häufig unbewußt, aus Berlin nach einem 
Vororte verzogen, und altio nicht mehr Berliner Einwohner sind. 
Nicht selten sind solche Personen für freiwerdende StiftuDgsstellen 
Mit Jahren als berückBichtigungswerte Anwärter vornotiert. 

' Ebenso häufig verliehen Personen, welche aus solchen 
Stiftungen bereits fortlaufende UnterstSliuDgen bewilligt erhielten, 
gleichfalls oft unbewußt, aus Berlin nach einem Vororte und 
müssen dann entweder geswungen werden nach Berlin zurückzu- 
fSehen oder, sie müssen, wenn ihnen das anderer Verhältnisse 
wegen nicht möglich ist, ihrer Unterstützung verlustig erklärt 
werden. Solche bei den gegenwärtigen Verhältnissen unvermeid- 
liche Ent8cheidunn:f'n werden von den Beteiligten als uuerklärliche 
Härten schwer e;iiptuiv:lpn 

Auf dem Gebiete des Geuieindeschulwesens wird es ferner in 
erster Reihe alR in hohem Grade übelständig empfanden, daß 
Berlin auf Betreiben der Schulaufsichtsbeliörde veranlaßt worden 
ist, ein achtklassiges Schulsystem und dementsprechende Lehr- 
pläne einzuführen, während in den Vororten sieben- und sechs- 
klassige Schulsysteme bestehen, und danach eingerichtete Lehrpläne 
im Gebrauch sind. 

Man frägt xunächst vergebens nach dem inneren Grunde und 
der sachlichen Berechtigung dafiir, daß bei einer Bevölkerung, 
welche in geistiger und wirtschaftlicher Besiehung im wesent- 
lichen unter denselben Verhältnissen lebt, an der einen Stelle 
achtklassige Schulen, an der anderen Stelle aber Schulen mit 
weniger Klassen, also dort höhere, hier geringere Leistungen ver- 
langt werden. Es ist aber auch ferner bei dem häufigen Wohnungs- 
wechsel zwischen Berlin und den Vororten für die Bevölkerung 
von großem Nachteile, daß die Kinder beim Umzüge nicht einfach 
in die entsprechenden Klassen des anderen Wohnortes eintreten 
und nach demselben Lehrplane wie bislier weiter unterrichtet 
werden können. 

AuOerdem hat es sich als ein erheblicher Nachteil heraus- 
gestellt, daß nach dem Lehrerbesoldungsgesets die Lehrerbesoldung 
in. den einzelnen Vororten nach verschiedenen Nonnen und Ein- 
heitssätzen geregelt werden konnte -und geregelt worden ist, 
wobei noch ersdiwerend ins Gewicht fällt, daß nach § 8 Ab^tz 10 
des genannten Gesetzes für Berlin eine Abweichung von den all- 
gemeinen Normen nachgelassen wurde. Es hat sich ergeben, 
daß die verschiedene Lehrerbesoldung den Lehrern in den einzelnen 
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Orten fortrianr rnd zu Berufungen Anlaß gaben und daß infolge- 
dessen mehrtach Abänderunf^en der Gehaltsordnungen mit Rück- 
sicht auf die Nachbarorte stattgefunden haben, die trotzdem eine 
Befriedigung der beteiligten Kreise nicht herbeiführten. 

Wie sehr gerade auf dem Gebiete der Volksschule eine ein- 
heitliche Organisation von Groß- Berlin notwendig ist, lassen 
•endlioli die naertrilglioheii Ziutilnde erkennen, welche sich ans der 
Anwendnnif des § 53 des Kommunalabgabengesetsefl betreffend 
■die Zuschüsse der Betriebsgemeinden zu den Volksschulkosten der 
'benachbarten Wohnsitsgemeinden in GroO-Berlin ergeben ' haben. 
Es sind gegen Berlin auf Grund dieser gesetzlichen Bestimqiung 
im ganzen Ansprüche in Höhe von 2125 302,88 M erhoben/ Ton 
denen bisher nur 66020 .tf rechtskräftig festgestellt wurden". 
Dadurch ist nicht nur für Berlin und noch mehr für die be- 
teiligten Nachbargemeinden eine bedenkliche Unsicherheit in den 
Etatsverhältnissen entstanden, sondern es ist fortdauernd ein 
Anlaß zu einer Menge sehr erheblicher Kechtsstreitigkeiten 
zwischen Nachbargemeinden gegeben, die namentlich deshalb un- 
vermeidlich sind, weil die komplixierten wirtschaftlichen Verhält- 
nisse zwischen Berlin und den Vororten es kaum ermöglichen, 
im einzelnen Falle den Tatbestand für eine sachgemäße, den Ab- 
.siehten des Gesetzes entsprechende Entscheidung fiestzastellen. 

Hinsichtlich der PflichtfOTtbildungssehulen muß es zunächst 
als eine Anomalie henrorgehoben werden, daß deren Einführung 
für die einzelnen Teile des namentlich im gewerblichen Leben 
eine wirtschaftliche Einheit bildenden Groß-Berlins von der Ent- 
schließung der einzelnen Gemeinden abhängt (| 120 Gew.-Ordn. 
§ 76 Handels-Ges.-Buchs), so daß bisher nur in 13 Vororks- 
gemeinden Pflichtfortbildungsschulen bestehen. Es hat sich ferner 
des Weiteren als ein übelstand herausgestellt, daß die einzelnen 
Ortsstatute namentlich über die Zeit des Unterrichts (Sonntags- 
unterricht, Abendunterricht) und den Umfang und Inhalt desselben 
verschiedene Bestimmungen entlialten, so daß die beteiligten Ge- 
werbetreibenden iu den verschiedenen Teilen Groß-Berlins durch 
die Teilnahme an - diesen Schuten verschieden belastet und be- 
jrünstigt sind. Namentlich aber wirkt m nachteilig, daß einzelne 
Vororte den Sehulzwang für die in ihrem Gemeindebezirk wohn- 
haften schulpflichtigen Personen eingeführt haben, während das 
Berliner Ortsstatnt entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen 
und der Entscheidung des Kammergerichts alle in der Stadt 
Berlin gewerblich beschäftigten derartigen Personen ohne 
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kücknicht -uit" ihren Wohnort in Berlin zum Besuche der Schule 
rerptiiohtpt Herlin untt^rrichtet danach die in jeuen Vororten 
wohnli ttten ,schul[jt!ichtif^en (^w«rbetreibenden, wenn sie in Berlin 
auch nur btj»chaiügl Bind, während die in den Vororten be- 
sehält^^ Berliner unter sonst gleichen Voraussetzungen ohne 
FoptibilduiiesuiiteBridit bleiben, und es ist ein in Beilla «ohnbAftar^ 
aber in Cbsrlottenboiig benobäftigter gewarbliober jugendlicher 
Arbiita» den. PortbÜdiiagBiifthiihwiiaage Überhaupt nioht untor* 
^ifeai uMirand' ein in^ GharloMenburg wohnhafter und in Berlin 
beeohütigtor deraiifeii^ Arbeiter in Chadottenbuig und< Beiiin 
flohaipftiobtig ist. 

Für die höheren und mittleren Schulen hat sich die Ver- 
Bchiedenheit der Schulgeldäätze, namentlich für auswärtige Schüler, 
die beispieltuveise bei den Gymnamen und Rmleymnasien zwischen 
140 .Ii i.Bfrlin) und "i'JO .h t< irunewali] i jährlich schwanken, und 
ebenso die Verschiedenheit der Leiirerbesoldunf? als ubtilöländig 
ergeben. In letzterer Beaiehung hat sich inslie^undere gezeigt, 
daß sich Vororte mit einer oder mit nur wenigen höheren Lehr- 
anstalten leicht da^u entschließen, für die geringe Anzahl von 
Lahranataltw höhere Diensteinkommen xu bewilligen ata dies- 
Berlin mit seinen 22 hSberon Lebraaalalten- eiaacbliABliob der 
Bealsehiiieii. uad höheren MSdchenschulmi mSglieb ist, und da& 
dbteeb wisdevholt besoadmtilohtige LehrktSft» bestimmt worden 
shid; ihre AnateUung statt in BorKa in den Vororten an sueben 
besw. sogar Berliner Stellea' mit solchen in den Vororten zu ver- 
tauschen^ zumaL die Lehner in den Vororten in derselben Weise 
wie in Berlin an allen wissenschaftlichen Einrichtungen und Ver- 
anstaltungen und an dem reichen wissenschaftlichen Geistesleben. 
Berlins teilnehmen können. 

Das Kommunal- Ahjrabengesetz vom 14. Juli iS.io hui der 
Autonomie der (renieinden mit Recht einen erheblichen Spielraum 
gelassen sowohl für die Auswahl unter den verschiedenen Arten 
der Gemeindesteuern als auch für das Verhältnis, in welchem die 
einselBeil Gemeindesteuerarten an dem gesamten Steuersoll zu 
beteiligen sind, danut die verschiedenen wirtsehaltlusheii Ver- 
hältnisse der eiasobwft Gemeiiidsa in gehaviger Weise berftsfcsiebtigi 
werde» kfisneav 

Für GieMerlin hat diese für lokal getiemite Gememden 
durchaus besech%te Bastimnniie die aaehteil^ Wirkung, dhiO 
in dem einheitKehen wirtsehaftlSehen Gebiete von Gvo0-BepHn in 
den versefaiedeaen Teüen verBchiedene Gemeindesteuern, und dies» 
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nach verschiedenen Sätzen und in verschiedenem Verhältnisse 
zueinander -erhoben werden können und tatsächlich erhoben werden. 
»So ist es beispielsweise sachiich nicht begründet und für die be- 
teiligten Kreise nicht «vtniündlioh, daD eine Lusktatkeitsstener, 
wdUshe in den meialeii Voropten, mwat mh moh ^vwultMsaeti 
Gninds&teen» rar Hebung kommt, in aadMQn:B€iitkflii*Gi^BQMilii»» 
wie CliavlottentHKg . und Gronewttid «aiisrinttpt «icht «eiiioben wird, 
daO die UMrtssteuer «Kn^ace £eit «nur in ^dmelimi 'Vororten ein- 
geführt war und auch jetzt noch nach vwmhMnkea Sätzen zur 
Hebung gelangt, daß für die Hundesteuer verschiedene Sätze 
(6 bis 20 festgestellt sind, daß zur Zeit die £intihruog einer 
Wertzuwachssteuer nur für die St^lt Berlin, nicht aber auch für 
die übrigen Teile von Groß-Berlin in Aussicht genommen ist. 

Diese Verschiedenheit in der koramunalsteueriiohen Behandlung 
der einzelnen Teile von Groß-Berlin hat dadurch eine große 
materielle Bedeutung, daß die Steuerkraft der einzelnen Gemeinden 
eine sehr verschiedene ist, wie sich am besten daraus ergibt, daß 
das staatliche Steuersoll im Jahre 1903/4 au! den Kopf der Be- 
völkening hen^net von 2^ M Boxhagen-Haauaelibarg bis 13«tt M 
(Batltn) legn M (Sohteaherg) 2bjH M (CharlottedlNRg) und 
ISoitt M (Graaewaid) aehwankte^ dann ae asgiht siah^daraafl die 
Möglichkeit und die Notwaaidigkeit, die TaracbManen Tatle ▼on 
Graß-Berlin in ganz ^eratfbiedenm Maße au Ga»eiadaahgaben 
heranzuziehen und zwar im umgekehrten Verl^ltnis 2ur Staaer> 
kraft der Bevölkerung. ' In welchemU mfangediee der FnU, mSgen 
folgende Daten ergeben. 

Ira Jahre lW)2/8 sind als Gemeindeeinkommenateuer erhohen 
worden Zuschläge zur Staatseinkommeosteaer 



„ 11 Orten, teuntar Berlin, Schöne- . . 

herg, Steglitz, Fiiadena 100 

„ 14 Often »ehr als 160 pCi, daranter «Rix- 
tldO.pOt., Boaekagen-^Malsbiivg ICO .pGt., . 
iteinMMrinf 165 »f Ot. und »Britz SSSV. 9tCt., 
aa Gameinde^Gewerbeeteoer 'ZiveUige vanr filaaiigewerbesteaer . 

. in Wiliuensdorf , , 90 pGt^ 

„ Chariottenhmg 97 „ 

^ Omneipaid 1^ „ . 



in Grunewald . . , 

„ Niederschöneweide 

„ Wilmersdorf . . 

„ Chariottenburg . 



15 pCt 

97 „ 
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in y Orten darunter Berlin l')0 pCt., 

„ 7 Orten mehr als löO pCt, darunter WeiOen- 

«ee 210 pCt., Boxhagen Rummelsburg 240 pCt., 

Brits 260 pCt , Nea-WeiOemee 250 pCt., 
und an Gemeinde^rund« und Gebindesteuer Zuaeblag sur staat^ 
Hchen Gnind- und Gebftndesteaer 

in 5 Orten, darunter Berlin 150 pCt, 

steigend bis Boxhagen-Rummelsburg mit 320 pCt, 

Reinickendorf mit 330 pCt. und Schmargendorf 

mit 331 pGt., 

dage^^en in Grunewald 1,2R, in Schöneberg 2 
und in Chariottenburg 2,2i pro Mille. 

Für die ^^tadt Berlin ist es dabei noch ganz besonders übel- 
ständig, daß die westlichen Vororte wie namentlich Chariottenburg, 
Schöneberg, Wilmersdorf, Steglitz, Friedenau. Zehlendorf, 
Schmargendorf, Grunewald, in welche die vermögende Bevölkerung, 
wie noch weiter unten erörtert werden soll, in einer Besorgnis 
erregenden Weine fibereiedelt, sidi auBnahmBlos in günstigen 2nm 
Teil sehr gflnstigen Eommunalsteuer- VerhSltniseen befinden, 
namenttioh nur 100 pCt. oder weniger Znsclilag sur StaatS' 
einkommenetener als GemeindeeinkommenBteaer erheben, und daß 
Berlin, um niolit den Fortsug seiner ateuerkräftigen Einwohner 
in dieae Vororte noch erheblich zu steigern, bei Festsetzung seiner 
Kommunalsteuem genötigt ist, auf diese Verhältnisse Rücksicht 
zu nehmen, und insbesondere schon aus diesem Grunde eifrig be- 
strebt sein muß, wenn irp^end möglich, von Erhebung piner 
höheren Kommunal-Emkommens teuer als 100 pCt, der Staats- 
einkomniensteuer Abstand zu nehmen. 

Damit hängt einer der größten Mängel, welcher aus dem 
Fehlen einer ( »ri^anisation von Groß-Berlin für die iitadt Berlin 
folgt, zusammeu. 

Aus der Tatsache, daß sich die lokale und wirtschaftlidie 
Einh^t von GroD-Berlin aus einer Mehrheit selbstiindiger Ge- 
meinden zusammensetst^ folgt die Mdglichkdt, daß eine große 
Anzahl von Personen in einem anderen Teile von Groß-Berlin 
wohnt, und in einem anderen Teile regelmäßig tätig ist. In 
welchem großen Umfange dies tatrocblich geschieht, habe ich im 
Eingange meines Berichts bereits dargelegt. Es ist naturgemäß, 
daß immer mehr Personen geneigt sind, ihre gewerbliche oder 
amtliche Tätigkeit in Berlin auszuüVen, ihren Wohnsitz aber 
außerhalb Berlins zu nehmen, je mehr das geräuschvolle gewerb- 
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liehe und geschäftliche Leben m dem eiigbebauten Berlin zunimmt 
und der Aufenthalt in den weniger geräuschvollen und mehr laud- 
hausmäOigen bebauten Vororten angenehmer und gesunder erscheint, 
und je mehr der Verkehr swischen Berlin . and den Vororten^ be- 
quemer und billiger wird. Daß für den Wobnsite auOerbalb 
Berliiifl^ wenigstens so weit die steuerkriftige Bevölkerung dabei 
beteiligt ist, ▼ornebmlich die westlich gelegenen Vororte in Frage 
kommen» imd daß der EntsehlnO, in diesen Vororten Wohnung 
zu nehmen, wesentlich erleichtert wird, wenn mit der Verlegung 
des Wohnortes noch eine erhebliche Ersparnis an Gemeindeabgabea 
verbunden ist, braucht nicht besonderes hervorgehoben zu werden. 
Es genügt anzuführen, daß im Jahr« ]m'2l(y?> bei einem Einkommen 
y500 bis lOnOO./^ in Berlin 280,& mehr Gemeinde-Einkommen- 
steuer zu zahlen war als in Grunewald (nämlich 330 .K statt 
49,6 ^Ü) und daß der damalige höchste Berliner Steuerzahler (von 
juristischen Personen abgesehen) bei einer Gemeinde-Einkommen- 
steuer von 68 507,95 an Kommunal-i^inkunuiienöteuer über 
58 000 J(> erspart hätte, wenn er statt in Berlin in Grunewald seinen 
Wohnsitz genommen und also statt 100 pCt. nur 15 pC. der Staats» 
einkommensteuer als Kommunalabgabe gesahlt hätte. 

Dwnit dürfte es sunädist zusammenhängen, daß eine nnver* 
hMtnisamßig große, stets wachsende Zahl von Personen in der 
Stadt Berlin nur als Forense, also nur mit Einkommen aus Handä 
und Gewerbebetrieb oder aus Grundbesitz zur Gemeindeeinkommen- 
steuer herangezogen werden kann, im Steuerjahr 1904 8905 Per- 
sonen mit einem Veranlagungssoll von 1 781 095 .H^, ein Umstand,, 
der nicht nur das Veranlagungsgeschäft erheblich erschwert, 
sondern für die Stadfgomein<if' mit vielen Verlusten an Steuern,, 
zunächst mit dem Verluste der Steuern von dem nicht aus Ge- 
werbebetrieb und ' Irundliesitz fließenden Einkonunen, verbunden 
ist. Besonders nachteilig ist aber dieser Fortzug steuerkräftiger, 
in Berlin tätiger Einwohner nach den Vororten für die ätadt- 
gemeinde deshalb, weil alle auOeihalb der Stadt Berlin wohnhaften, 
aber in Berlin besohäCtigten Personen mit ihrem Biokommen aus 
gewinnbringender BesohSftigang (§ 15 des EinkommensteneEgesetses- 
▼om 24» Juni 1891 Artikel 21 der Ausf&hrungs-Anweisung yom 
6. Juli 1900) der Kommunal-ü^akommeiisteoec am Besohäftigungs- 
orte überhaupt nicht, also auch nicht als Forense unterliegen. 
Es sind dies nicht nur alle in den Vororten wohnenden, aber in 
Berlin tätigen unmittelbaren und mittelbaren Staatsbeamten, Geist- 
liche, Lehrer und in privaten Dienstverhältnissen, aller Axt 
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steltendt^u i^ersoneu, wie 'Handlungä- uad Gewerbtigchilfen und un- 
selbetäodige /HaadwevlGer, sondam .aamentlich auch alle anderen 
pMMNNa, «n^iohe aas Mgand .einer Wlgkeit tGewian-ociiotoa, die 
nicht «te «elhtti&ndiger Miieb der XaadirirlKJhaft, des fiiwdela 
oder Gew«tlKB«aaBelMii iat^ eteo naineiilUcli •iDtelin.besdiäftigte 
Direktoien i»d Aufetehtantemi^iedw von AkftieiigeieUeclialten, 
fieohtiBiiiMttte and Notave» Arste, ^rifteteller, iGelehrte, 
Kaaatier oaw. 

Alle diese auOerordentlieh sahireichen, zum großen Teil be- 
sonders steoerkräfti^en Personen halten sich in der Stadt Berlin 
re^lniäßig fast den ganzen Tag über auf, sie erfreuen sich hier 
auf den öff entliehen Str^lien und Plätzen und ti^iini'utlicli auch an 
ihren Arbeitaatatten aller derjenigen Einriciiiuagen und Vorteile, 
welche die Stadt ihren steuerptiichtigen Einwohnern j^ewährt, sie 
erwerben während dieaei» ihres Aufenthaltes in der Sudt Berlin 
durch ihre zum .großen Teile nur hier mögliche gewinnbringende 
Beschäftigung ihr steuerpflichtiges Einkommen und ihr Vermögen; 
aber sie «aUen in der Stadt Berlin toiMrMi Geneindeal^ken, 
sondern tiagen aaflschlieQUcb nur in den Vororten, in denen sie 
regelmäßig nor die Nachtstanden und die firfaelnngsstanden su« 
bftngeo, -sa den Geawind e las t en bei 

Hiscsa -JEommt, daß es ^eine Reihe -von Berliner Anlagen und 
ifiinnchtuiigea.gibt, an denen die übrigen Teile GroO'BerlinB ebne 
eiam Beitrag au den Unterhaltungskosten zu leisten, naturgemäß 
nit teilnehmen, und daß weiterhin die kStadtgemeinde Berlin als 
Hauptstadt des Königreichs I'reußen und des Deutschen Reichs 
eine ganze Reihe von Auigaben zu erfüllen hat, deren Erfüllung 
billigerweise Groß-Rerlin zufallen sollte, zu denen aber wenigste;i8 
die meisten Vorort sgemeinden nichts beitragen. 

In ersterer Hinsicht sind alle geiinMimützigen Anlagen und 
VecanstaltujD^en «ennec, die ihrer ivatur uaoh von jedermaun, 
also anch von den Bewohnern der iVeierte unentgeltlich oder 
gegen -woxdie €eibstkea^:ideht 4eelDende<G^gsnleistuit« lieatttit 
^wenisD iktoen, wie Farkaalagen, in s be as ü de ro in «VoBorten 
( Tr sfiowr er tBaiJi) ««der .In der Nahe»<iifseijN»> LsashalleiB, «Bade- 
•anstaltao, ^S c ha len, ip sb so s n dere gemiarMicbe iindfFaei«€.hrien. 

«lin<ist i ie m ' ^ H ins ie bt ^»aberMbwdelt i-es isieh x¥ftiMiiniiMii jm 
alle »AspräBentation^iehton, und .verdieat hervo^eh^^ .zu 
wenden, idsfl 4^ ^taiUBemeinde Berlin ceben .einem etatsjqaäQj^n 
«ß€|>räBentafci©nsfond8 i.von 1.") 000 M jährlich in den Jahren 1895 
•bis !X0Qp fiir4£leBtliabbiitten,ighp<wgestibenjEe i«idiäbAl^Qbe.reHa^u~ 
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lative Ausgaben, die nicht speziell im Bei-liner Interesse erfolgten, 
nahezoi die Summe von vier Millionen Mark aufgewendet hat. 

Auch darf nicht unerwähnt bleiben, daß es eine Reihe 
jgfödtischer Indtitutt; gibt, deren Wirksamkeit ohne Schwierigkeiten 
und zum Vorteil der Vororte, aber auch zum Nutzen der Stadt 
Berlin auf Groß-BerliA übertiagen werden kOmite, wie die sttdiieoiie 
J'euereosietät, die sHdtieclie Sparloese, das atödtisclie Pbmd- 
iHriebnnt und die Berliner Feuerwelir, welche letkteie schon jetst 
yielfaeh vom den Voiörten in Anspruch genommen wird und bei- 
ispielsweise im Jahre 1905 in 81 FSllen nach den Vororten 
Alarmiert worden ist und dort 213 625 I Wasser verwendet hat. 

Schließlich muO hervorgehoben werden, daß der Ifangel einer 
Organisation von Groß -Berlin selbst die Erlangung einer er- 
schöpfenden Statistik über die tatsächlichen Verhältnisse in Groü- 
Berlin, also die Beschaffung der Unter! tg^i lur eine sachgemäße 
Verwaltung erschwert, wenn nicht uninöglich macht. Die Städte 
Berlin, Gharlottenburg und Schöneberg und die Landgemeinde 
Deutsch-Wilmersdorf haben zwar eigene statistische Ämter ins 
Leben geruien und deren Leiter sind bemüht gewesen, die 
Bearbeitung der Statistik nach einheitlichen Grundsätzen einzu- 
richten und dadurdi verwendbar und wertvoll zu machen. Für 
•die übrigen Teile von GroO-Berün fehlt es aber noch an einer 
urissenschaftliehen Bearbeitung der Statistik und die Bemühungen 
4e8 Berliner statistischen Amtes wenigstens in einzelnen besonders 
wichtigen Fällen die übrigen Gemeinden zu einem gemeinsamen 
•Vorgehen zu veranlassen, wie bei den Volkszahlungen von 1900 
und 1()05 für eine Grundstücks- und Wohnungsstatistik, haben 
nur teilweise Erfolg gehabt, was erklärlich erscheint, wenn erwogen 
wird, daß dieser Erfolg in jedem einzelnen Falle ledir^lich von 
dem guten Willen der vielen beteiligten Nacbbargemeinden ab- 
-hängig ist. 

Im Anschluß an diese Ausführungen darf eine Verwaltung 
nicht unerwähnt bleiben, w^k he zwar im wesentlichen von einer 
königlichen Behörde geluiu t, welche aber die städtischen Interessen 
in so hohem Grade berührt, daO man sie als eine die Stadt be- 
treffende und daher in gewissem Sinne stiUltische bezeichnen kann, 
die Politeiverwaltung. 

Es ist Schdn im Eingange dargelegt worden, zu welchen 
sonderbaren Zusföndigkeitsverhältnisaen auf polizeilichem Gebiet 
•der ibuigel einer den tatsächlichen Verhältnissen entsprechenden 
*reebtlichen' Organisation der GeHaeihde Berlin geführt hat. 
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Hier muß besonders betont werden, daO laat alle polizeilichen 
Verordnungen, weil die tateachlichen VerhältnisBe regelmäßig über 
die Grenzen des Berliner Weichbildes hinaus dieselben bind und 
eine gleiche polizeiliche Regelung erfordern, nicht als Ortspolizei» 
Tttocdmogeii für Bwlin, Mmdeni als melmre Besirke amflRBBend» 
landeBpoIiMilieli» Verordmnigeii sn erlaasen Bind, und daD damit 
die giQOte Gemeinde des Preolliaciien Staates das Recht, welches 
aneh den kleinsten Gem^wesen ansteht , daD poiiieiliche Ver- 
ordnnngen als Regel nur mit Znatimmnng der Gemeindebehörde 
erlaasen werden können', bis anf wenige AnsnahmefiUle ver- 
loren hat. 

Daneben erscheint von geringerer Bedeutung , aber immer 
noch als übelgtändij^, daß auch die Ausübung rles Ziistimmungs- 
rechtes zu polizeilichen Taxen aus § 76 der üewerbeordDiing, wie 
gegenwärtig die Verhandlungen über eine Änderung des Droschken- 
tarifs zeigen^ in allen Fällen, wo mehrere Gemeinden beteiligt 
sind, auf besondere Schwierigkeiten siuüt. 

Endlich wird es als eine Unbilligkeit empfunden, daß die Be- 
völkerung von Berlin nach dem Polizeikostengesetz vom 20. April 
1892. zu den Kosten der örtlichen Polizei mit einem höheren Salve 
hertmgeiogeii wird als die Bevölkerung der mit ihr su einer wirt- 
schaftliidieii l^heit verbondenen Naefabarstildte. 

Wenn ich nunmehr die Frage an beantworten versuche, 

wie den vorhandenen vorstehend wenigstens zum Teil 
geschilderten Mängeln abzuhelfen sein möchte, 
so glaube ich mich einer Aufzählung derjenigen einzelnen Maß- 
nahmen der Gesetzgebung oder der Verwaltung, durch welche 
einzelne der geschilderten Mänpo] behoben oder gemildert werden 
könnten, enthalten zu können, weil es nach dem Erlaß vom 
21. November 1905 offenbar nicht be^ibsichtigt ist, darüber eine 
Meinungsäußerung zu erhalten, ob durch solche einzelne Maß- 
nahmen im einzelnen Falle eine Abhilfe zu schaffen , sondern 
darüber, ob allgemeine organisatorische Einrichtungen möglich 
sind, durdi welche den aus dem Fehlen einer verwaltungsrecht- 
lichen Verbindung zwischen Berlin und seinen Vororten h^vor> 
gegangenen Mängeln abgeholfen weiden kann. 

Kurs hervorheben möchte ich nur, daß alle die Schwierigkeiten^ 
welche sidi daraus ergeben, daO bei der Organisation von Ver^ 
waltungs- und Justizbehörden auf die Reichs- und Landeshaupt- 
stadt Berlin als auf einen selbständigen einheitlichen Verwaltungs* 
körper im -Staatsorganismus nicht ^böhrend Bäcksicht genommen 
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worden ist, sich leicht hätten vermeiden lassen und durch eine 
anderweite Organiöatiün jener Behörden ohne weiteres jederzeit 
beseitigt werden können, daß die Ungerechtigkeit, welche darin 
liegt, daß die PerBonen, welche in Berlin ständig eine gewinn- 
briaiB^e BeBchiftigung betreiben, ihr Einkommen aus ^eaer 
BeachSftignng .aber . in Berlin nicht verateaem, weil aie in den 
Varorten wohnen, durch :eiae entaprechende Abinderans der f 1 33 
nnd 35 dea KonunnnalabgabengeaetBea aus der Welt geaehallt 
werden kann, und daß seitena der städtischen Behörden Berlina 
ein hierauf gerichteter Antrag an die Königliche Staatsregierung 
gestellt werden wird, sowie daO sich die stärkere Heranziehung 
der Stadt Berlin zu den PoUzeikoaten jederzeit im Wege der 
Gesetzgebung^ beseitigen läßt. 

Ausscheiden muß für meine Erörterung, wenigstens zunächst, 
fernerhin der Vorschlag der Eingemeindung der Vororte, welcher 
in dem Erlasse als nicht gangbar bezeichnet worden ist, und die 
Bildung einer Provinz Berlin aus Berlin und seinen Vororten 
unter Anaacheiden der letiteren ana der Provinz Brandenburg, 
welchem Vorgehen der Herr Miniater von vornherein aeine Zu- 
stimmung veraagt hat. 

Ala die einnge HiSglichkeit bleibt .danach nur fibcig die 
Bildung dnea oder mehrerer ^wecfcverbonde von Berlin mit im 
Provinzialverband verbleibenden Vororten. 

Dieses Vorgehen ist auf zwei Wegen denkbar, nämlich auf 
Grund des bestehenden Beohtszostandes ohne Änderung der 
Gesetzgebung oder in neuen geaetzlichen Formen mit Hilfo der 
Gesetzgebung. 

Der er^^te Weg ala der bisher einzig gangbare ist schon 
vielfach betreten. 

Jede vertragsmäßige Vereinbarung mit einem Vororte über 
irgend einen beide Teile interessierenden Tatbestand z. B. ein 
Abkommen, nach welchem Berlin einem Vororte gegen bestimmte 
Gegeoleiatungen in bar oder dnreh Eini&nmung von Rechten, z. B. 
der Befognia zur Verlegung von Bohren oder Kaailen, Gaa oder 
Waaaer liefert oder die Ableitung von Sohmntawiaaem Übernimmt, 
wie aolche Abkommen viellach beatehen, atellt rechtlich einen 
aolehen Zweckverfaand dar. Neoerdinga hat man aich bemüht, 
auch über VerwaltungegrundaStae und gleichiaitig mit einer 
Mehrheit von Nachbargemeinden solche Vereinbarungen zu treffen. 
So hat, wie erwähnt, eine Verständigung mit Charlottenburg über 
die Beaofaichtiigang der Berliner .Pflegekinder in Charlottenburg 
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stattgefunden, so ist mit einer p;ruüeren Anzahl von Xachbar- 
gemeinden ein Abkommen über die Anrechnung der gezahlten 
Hundesteuer beim Wechsel des Aufenthaltes der Zahlungspflichtigen 
•m Aofimg' des: Seneatera getcoffen worden, so. tel niit mehreren 
Vororten, inebeioiidero mit last alleii grSOeton, Mne VentSndigung 
fiber ;em o&iheitfioheB ' Verf ahreii bei Geltendmaoliang ' der Er- 
«tattangs- und Uebemabmeaiuiprftche aal dem Gebiet der Armen- 
nnd der Armenkrankenpflege in Aussicht genommen, so finden 
endlich gegenwärtig, wie bereits oben mitigeteilt, Verhandlungen 
sur Wahrnehmang der Rechte der beteiligten Gemeinden gegen- 
über der Berliner großen StraOenbahn-Aktiengesellschaft und den 
mit ihr verbundenen drei Straßenbahn-Gesellschaften statt. 

E« steht dem nichts entgegen, daß dieser Weg noch weiterhin 
betreten wird, zu einer wesentlichen Änderung des unbefriedigten den 
Zustandes, zu einer durchgreitenden Beseitigung der vorhandenen 
Mängel wird man auf ihm nicht gelangen, weil auf diese Weise 
naturgeniiiii tatsächlich immer nur einzelne Übelstände und üuch 
diese nur mit einzelnen Interessenten behoben werden können, 
und weil ein jeder auch noch so geringe Erfolg abhängt von dem 
guten Willen der einzelnen Naohbargemeinden. 

Anders liegen in dieser B<«]ehnng die Verhältnisse^ wenn der 
zweite Weg, der Weg der Gesetsgebung eingeschlagen wird. In 
diesem Falle läßt sich der Widerstand widerstcebender Beteiligter 
beseitigen und läßt sich der Umfang, der dem neuen Zweckverband 
sn stellenden Aufgabe nach dem Ermessen des Gesetzgebers der^ 
artig bestimmen, daß wenigstens ganze Gruppen der 7orhandenen 
Mängel beseitigt werden können. 

Es ist an sich durchaus denkbar, daß im Wege der Spezial- 
gesetzgebung einzelne Zweige der Verwaltung von Groü-Berlin 
z. B. die Feststellung von Bebauungsplänen und die Anlage und 
Unterhaltung der Öffentlichen Straßen, die Straüenreinigung und 
Beleuchtung, die Anlage und Untüihaltung der öffentlichen Parks, 
das Feuerlöschwespn, die Armen- und dio Armenkrankenpflege, 
das VoUcsBchulwesen, die Lieferung von Gas, Wasser und 
' Elektrizität, die Entwässerung und Kanalisation, die Anhige und 
der Betrieb von: StraOenbahnen, Unteipfiaster- und Untergrund- 
hahnen u. a. einer oder mehreren Verdnigungen der . in GroO- 
Berlin gelegenen Gemeinden übertragen wfirden. Dabei könnte 
ja nach der Natur eines jeden Verwaltungszweiges diese Verwaltung 
den einzelnen Gemeinden für Rechnung sowie nach Anweisung 
tmd unter Kontrolle der Gesamtheit überlassen oder durch 
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besondere neu zu schaffende Verbandsorjfane geführt werden. So 
wäre z. B. die offene Armenpfleg'e und die Armenkrankenpfieffe in 
den Privalwohnungen nach allgemeinen von der Gesamtheit auf- 
zustellenden Grundsätzen und für deren Rechnung durch die 
ehiselneii Gemtindea und dtfw Organe, die geechloasene Armea^ 
pfleg«» und die ArmenkraBkenpflege in Anstalten aber dure^ 
besondere Verwaltungsstellen des Verbandes auszuüben, oder es 
konnte die Anlage der Straßen nach den Tom Vtfbande auf- 
gestellten Bebauungsplänen, deren Unterhaltung, Reinigung und 
JBeleuchtung nach allgemein aufzustellenden Nonnen ddn einselnon 
Gt nieinden jedoch für Rechnung der Gesamtheit verbleiben, während 
die Herstellung und Zuteilung von Gas, Wasser und Elektrizität 
durch besondere Verbaadsbeamten vom Verbände zu bewirken wäre. 

Die- durch die gemeinschaftliche Verwaltung entöieheaden 
Kosten wären alsdann ebenfalls je nach, der Art des einzelnen 
Verwaltungszweiges entweder mittelbar durch die einzelnen 
Gemeinden aufzubringen oder unmittelbar von den Einwohnern 
Grofl-Berlins, wenn auch durch Vermittelung der Gemeinden, 
einzuziehen. 

So wurde es sich empfehlen, die Kosten für Gas» Wasser, 
Elektrisitftt» soweit sie für öffentliche Zwecke verwendet würden, 
vornehmlich nach Maßgabe der gelieferten Quantitäten, von den 
Gemeinden zu fordern, diejenigen für Armenpfl^e^ Annenkrank<»i- 

pflege und Volksschulwesen aber, um den oben geschilderten 
Mangel zu beseitigen, daß die reicheren und besonders steuer- 
kräftiger, westlichen Vororte bisher nicht nach Mafli^ ihe ihrer 
Steuerkraft herangezogen, die ärmeren und weniger st* ui rkiäfligen- 
ö&tlichen Vororte aber unverhältnismäßio: stark behistet sind, 
von den p]inwohnern selbst, etwa durch Zuschläge zur Staats- 
einkommenst€uer, zu erheben. 

Als Verwaltungsorgane fOr den Verband dürfte endUeh 

Verbandstag und 
Verbandsvorstand - 

SU bestellen sein. 

Der Verbandstag wäre von d^ sum Verbände vereinigten 
Gemeindtti, der Verbaadsvorstand von dem Verbandstage zu 
wählen. Dem Verbandstage würde außer der Wahl des Vorstandes 

die Feststellung des Etat^*, die Kontrolle der Verwaltung, ins- 
besondere die Prüfung der Verbandsrechnung und die Entlastung 
des Vorstandes sowie dip Zustimmung zur Abänderung der Ver- 
bandseta tuten, dem Vorstande die eigentliche Verwaltung, ins- 
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besondere die Aufstellung Etats, die RecHnungslegung, die An- 
stellung UQQ Beaufsichtigung der Verbandsbeamten und die £iQ- 
berufung d«i Verbandstages oblietgen. 

Bei der Zunmmensetaaiig des VerbandelageB und des Ver> 
baBdsvorBtandes wäre einer angemeeieneii Vertretang aller .Yer- 
bandemitgUeder beeonders Rechnung su tragen. 

Aus der Tatsache» daß dem Verbände Gemeinden \ on sehr 
verschiedener Große angehören würden, neben Berlin . mit mehr 
als 2 Millionen Einwohnern, Städte wie Charlottenburg, Schoneberg 
und Rixdort und neben Ijandg-emeinden von mehr als 40 000 Ein- 
wohnern solche mit einer ganz geringen Einwohnerzahl, ergibt 
sich die Besorgnis, daß das Interesse der kleineren Gemeinden 
in dein Verbände keine ausreicbeudtr Vertretung finden könnte. 

Dem würde sich dadurch vorl>eugen lassen, daß jede Gemeinde, 
auch die kleinsU;, in dem Verbandstage eine Vertretung erhält, 
daß bei den kleineren Gemeinden für eine geringere Amahl von 
Einwohnern ein Vertreter gerechnet wird als bei den größeren, 
daß zu einxelnen Arten von Beschlüssen eine größere als die 
einfache Mehrheit erfordert wird, endlich echlimniBtentalla, daß 
unter gewisaen Voravaaetsungen, wie angebliche Verletning v^n 
Sonderrechten, Oberachreitung der Ziutändigkeit^ jedem einzelnen 
Mitgiicde Einspruch und Berufung an eine außerhalb des Ver> 
banden stehende Instanz eingeräumt würde. Eine v^chgemäße Zu- 
.sammensetzung des Verhandstages dürfte stattfinden, wenn jeder 
Gemeinde bis zu ÖUÜO Einwohnern ein Vertreter, den Gemcirnicn 
von mehr als oüiX) bis zu 10000 Einwohnern zwei Vertreter, d(Mi 
Gemeinden von mehr als 10 000 Einwohnern bis zu 100000 Ein- 
wohnern für jede weitere 10 000 Einwoluier über die prsten 
10000 den Gemeinden von mehr als 100000 Einwohnern : bia xu 
100 000 ffir jede weitere 50 000 Einwohner fiber die ersten 100 000 
und den Gemeinden von mehr ala 1000000 Einwohnern fOr jede 
weitere 100000 Einwohner ftber die ersten 1 000000 ein weiterer 
Vertreter mgebilligt würde. Es würde dadurch vermieden werden, 
daß die Vertreter von Berlin allein in der Mehrheit wären. = 

Ich verhehle mir nicht, daß sich bei Beschreitung diesee 
Weges im einzelnen mancherlei erhebliche Schwierigkeiten ergeben 
werden. Und ich will namentlich nicht unterlassen, besonders 
hervorzuheben, daß diese Schwierigkeiten, speziell auf dem itebiete 
• der Armen- und der Armenkrankenpflege, wesentlich dadurch ver- 
mehrt werden, daß von vornherein von dem Ausscheiden^ der mit 
Berlin zu vereinigenden Vororte aus dem Provlnzialverbande der 
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Provinz Brandenburg Abstand genommen werden aoU, und dctü 
das Sei viel leichter su erreichen sein wurde, wenn ein Pro?in%ial- 
verband Berlin unter gleicbieitiger Ausdehnung deg Landanneii- 
▼erbandes Berlin auf die in diesen ProTiasialverband eintretenden 
Gemeinden und unter Erweiterung der Kompetenz im Vergleicli 
sur Kompetenz der . bestehenden Provinsialverbäade geschaffen 
werden könnte; aber ich halte diesen Weig, wie erwähnt, an sich 
mit Hille der Gesetzgebung für gangbar und glaube auch» daß 
■auf ihm eine ganze Anzahl der von mir bezeichneten Mängel des 
gegenwärtig^en Zustandes beseitigt werden könnten. 

Wenn ich gleichwohl nicht befürworte, diesen Weg eio- 
zuÄchlap^en und mich nur sehr ungern und gezwungen, um im 
einzelnen Falle ^nn/. unhailbar gewordene Zustände zu beseitigen, 
dazu entachiießeii konnte, ihn zu betreten, sind dafür für mich 
zwei grundsätzliche Erwägungen maßgebend. 

Zunächst kann auf diesem Wege nicht ganze Arbeit ^gemacht» 
sondern nur ein Flick- und Stfickwerk zustande gebracht .werden. 
Es werden, um einzelne Obelst&nde oder um eine Aniahl von 
Dbelständen zu beseitigen oder um gewisse bestimmte Vorteile 
zu ermöglichen, neue kfinstliche und komplizierte Organisationen 
wiUkfirlich ins Leben gerufen, welche ad hoc zu einem be- 
stimmten konkreten Zwecke geschaffen, günstigenfalls diesen 
Zweck erfüllen können, die aber keine lebens- und entwickelungs- 
fähigen Glieder unseres gesamten staatlichen Organismus sein 
werden, sondern erschwerend und verwirrend neben die bereits 
vorhandenen, in einer naturgemäßen geschichtlichen Entwickelung 
entsiaudenen und weiter zu entwickelnden Organe der staatlichen 
Verwaltung treten. 

Sodann aber werden die beteiligten Gemeinden und wiid 
insbesondere die Stadtgemeiode Berlin durch solche künstliche 
Schdpfungen» mdgen sie »ueh im einzelnen bestimmten Falle 
zunächst Torteilbalt wirken, im al^em^en und für ihre künftige 
organische Entwiekeluag schwer gesclmdigt 

Eine Gemeinde und namentlich eine so bedeutende Stadt- 
gemeinde wie Berlin ist kein zufallig gewordenes willkürlich ge- 
staltetes Gebilde, sondern ein mit geschichtlicher Notwendigkeit 
entstandener und fortentwickelter Organismus. Es liegt aber in 
der Natur des Organismus, daß das Ganze leidet, wenn ein Teil 
von ihm abgetrennt oder auch nur beeinträchtigt wird. Das aber 
geschieht, wenn einzelne Zweige der städtischen Verwaltutii:^ durch 
die Gesetzgebung dieser Verwaltung mehr oder weniger tulzugen 
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und einein ixier mehreren Zweckverbänden ganz oder teilweise 
übertragen werden. , . . . 

Uil jddor Abspliiterung einee. Zwel^ der sttdüschen Ver* 
wattwig von der dördi die dasu bisher bemCenen etAdtischeB Be- 
hörden gefOhrten eigentliohen ttldtisoheB Verwaltiiag verringert 
sieli die Bedeatmg dieeer Verwaltang und die Intereeae dor Bfirger- 
BChaft an dereelben. Es ist nach meiner Meinung im s^tiBchen 
Interesse, vornehmlich aber im allgemeinen staatlichen Interesse 
dringend erforderlich, daß die Stadtgemeinde Berlin als ein leben- 
diges, kraftvolles, sich ständig fortentwickelndes Glied des Staats- 
organipmup prhaltnn bleibt, weil sie nur als solches imstande sein 
wird, nicht nur die ihr bereits obliegenden Pflichten zu erfüllen, 
sondern auch den künftig an sie zu steilenden Anforderungen zu 
genügen. 

Nur für koinmunaie Aufgaben, denen die Stadt Berlin allein 
nicht gewachsen wäre, könnte ich einen gesetzlich zu orgauiäierenden 
ZweGkverband befürworten; solche Aufgaben sind mir aber nicht 
bekannt, insbesondere ^n nicht, wenn Berlin nicht weiterhin 
gehindert wird, sieh in sachgemiOer Weise an erweiteni. 

Kann ich hiernach in dem mir nach dem EriaO vom 21. No- 
vemdw 1905 gestellten Rahmen Vorschläge aar Beoeitigang dör 
ans dem Fehlen einer rechtlichen Ors^isation von GroO-Berlin 
sich ergebenden Mängel nicht machen, so halte ich es für meine 
Pflicht, nicht mit meiner Oberzeugung zurückzuhalten, welche 
dahin geht, daß das einzig mögliche, sachgemäße und wirkungs- 
volle Mittel zur Erreichung dieses Zieles eine Eingemeindung der 
i n liese Eingemeindung geeigneten Vororte Berlins in die Stadt- 
gemeinde Berlin ist. 

Die Königliche Staatsregierung hat bekanntlich diese Ein- 
gemeindung im Jahre angeregt und bis zum Jahre löD-jt 
betrieben. Sie muß demgemäß von der Nützlichkeit, ja der Not- 
wendigkeit der fimgemeindong fiberzeugt gewesen sein. Und in 
der Tat eigibt die vorstehende Darstellüng der infolge der nnter- 
büebenen verwaltungBrechtlidien Oigaaisation von GioD-Berlin 
hervoigiitretenen Mängel glmcbzmtig, daß alle diese Mftngel bei 
^er Binverleibnng fortfallen wfirden. 

Da die Königliche Staatsregierung für den auch durch den 
Erlaß vom 21. November 1905 bestätigten Wandel ihrer Auf- 
fassung bisher Gründe nicht angegeben hat, können nur die ander- 
weitig gegen eine aolche Einofemeindung geltend ireraachten sowie 
die etwa zu vermutenden Gründe einer Würdigung unterzogen 
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werden. Kein Bedenken gegen die Einverleibung könnte aus der 
räumlichen Auadehnung des erweiterten Stadtgebiets hergeleitet 

werden. 

Berlin hat ^t-genwärtig einen Fläciieninhalt von );84^),47 ha, 
es würde nach der Einverleibung in einttm Umfange, wie sie der 
Ober|ir:isidalerlaß vom 9 November in \'orschhig brachte, 

einen t lacheninhalt von rund 13 200 lia haben. Demgegenüber 
sei darauf hingewiesen, daß zur Zeit G deutsche Städte (Cöin, 
Frankfurt a. M.^ Hamburg, Münehen, Mannheim) einen grSOeren 
Umfang haben als die Reichshauptstadt gegenwartig, daranter 
Coln mit 11109,m ha, also nahesn einen dq^i^lt so groflen, daß 
das Weichbild der Stadt Wien allein im Jahre 1891 nm 12272,19 ha, 
erweitert worden ist, und daß Moskau 7000, Paris 7802, Peters- 
burg 8000, Wien 27308, London, und zwar die County of London, 
30 285, Philadelphia 33601, Chicago 40378 und New York 86664 ha 
Flächeninhalt haben. 

Ebensowenig kann die vermehrte Einwohnerzahl als ein 
Hindernis erscheinen, wenn man bedenkt, daß Berlin, welches bei 
der Volkszählung vom 1. Oktober UM)5 nach der endgültigen 
t'eststellung 2()4()14.s Einwohner hatte, wenn die Eingemeindung 
in dem vorerwähnten T''mfange stattfände, nach der vorläufigen 
Feststellung 2 730G37 Lmwuhner haben würde, und daß Mitte liKHJ 
die Bevölkerungszahl von Paris 2722731, von London 4 721217 
und von New Vork 1905 4152859 betrugen. 

Schon diese tataachlichen Anführungen ergeben, daß es, was 
wohl weiterbin zuweilen gegen eine umfangreiche Eingemeindung 
geltend gemacht wird, keine unüberwindlichen Schwierigkmton 
bieten kann, ein so groDes Gemeinwesen, wie die su QroO-Berlin 
erweiterte Stadtgemeinde GroO-Berlin sein würde, einheitlich zu 
verwalten. Was in anderen Weltstädten geschieht, kann in Berlin 
nicht unmöglich sein, überdies gewährt die Städteordnung die 
Möglichkeit, einer umfassenden Dezentralisation der Verwaltung 
und sind in Berlin in den lokal abgegrenzten Hoch- und Tief- 
bau-Inspektionen, Schulkoniniis.siünsliezirken. .^rmenamtsbezirken, 
Standesamtsi;ezirken, Oas- und W a.^ser-lnspektionen, Radialsystemon 
der Entwässerung die Ansätze für eine solche Dezentralisation 
vorhanden, die nur ausgebaut werden dürften. 

Es bleibt von allen Gründen, die gegen eine Einverleibung 
im gröfleren Umfange meines Wissens vorgebracht worden sind, 
nur übrig die allgemeine Erwägung, daß es sich nicht empfehle, 
durcb Schaffung eines GroO-Berltns die an sich nicht erwünschte 



Ük^rsiedolunp: dor Bevölkerung aus «!*'n kleineren, namentlich den 
ländlichen Urtschaften, nach der droListadt %u fördern, und der 
Berlin speziell betreffende Grund, dafJ es nicht wünschenswert öei, 
das große und mächtige GemeinweBen der istüdt Berlin durch eine 
Erweiterung noch größer und mächtiger zu gestalten. 

Daß der erste Gmnd nicbt sutieffend, bedarf kaum einer Dar- 
legung. Man kann es fOr sehr erwünsoht halten, daß der Zuzug 
nach den großen Städten nach Möglichkeit eingesehrftnkt wird, 
und man wird doch zugeben müssen, daß dieser Zuwachs dex 
großen Städte bei einem Übergang unseres Staates aus einem 
Agrarstaate in einen Industriestaat als auf einer naturgemäßen 
Entwickelung beruhend, unabwendbar ist, und daß er namentlich 
nicht durch eine vereinzelte gegen Berlin gerichtete, überdies an 
sich wirkungslose Maßregel gehindert oder auch nur aufgehalten 
werden kann. Ea genügt auf die allgemeine Zunahme der Ein- 
wohnerzahl in den großen ^^tädten Deutschlands während der 
lelzten Jahrzehnte hinzuweisen, ferner anzuführen, daß im Jahre 
1870 bis 1903 (siehe die Hamburger'sche Denkschrift Blatt U/19) 
bei den größeren deutschen Städten 81 Eingemeindungen ausge- 
führt oder eingeleitet worden sind, eine Zahl, die sich inzwischen 
nicht unerheblich vermehrt haben dürfte, und namentlich hervor- 
zuheben, daß GroO-Berlin, gleichviel ob es verwaltungsrechtlich 
organisiert ist oder nicht, wirtschaftlich eine Einheit und swar 
eine Einheit mit städtischem Charakter bildet, und daß die Ab- 
wanderung aus den kleineren, namentlich ländlichen Ortschaften 
nach der Großstadt Berlin für die allgemeine Entwickelung genau 
dieselbe Bedeutung hat, ob sie nach dem erweiterten Berlin oder 
nach Berlin und seinen Vororten stattfindet. 

Der zweite Grund aber ist kaum verständlich und jedenfalls 
in keiner Weise stichhaltig. 

Von vornherein sollte man annehmen, daß es für alle Landes- 
teile nur erwünscht und für das gesamte Volk nur förderlich sein 
kann, wenn sich die Hauptstadt des Keiches und des Landes zu 
einem grollen und mächtigen Gemeinwesen entwickelt und wenn 
für diese Entwickelung auch eine den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprediende, eine weitere Fortbildung fördernde Form gefunden 
wird. Insbesondere wenn man sich erinnert, welches lebhafte 
Interesse andere große Kulturvölker an dem Gedeihen ihrer Haupt* 
Städte nehmen, wie sie sich ihrer Entwickelung freuen und dieselbe 
jederseit zu fordern bereit sind, — es sei nur an Frankreich 
und Paris, an Italien und Rom, an Ungarn und Budapest er^ 
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innert . so kann man sich kaum erklären, wie es möglich ist, 
daß in l^eutschland, insbesondere in den Parlamenten, Berlin nicht 
selten eine unfreundliche Beurteilung, wie sie sich in dem be- 
kannten Ausspruche vom Wasserkopfe Berlin itusdruckt, erfährt, 
und daß jedenfalls Erwäg uiigen dahin, es könne eine Maßregel 
Berlin nachteilig sein, in weiten Sehicliten unseres Volkes kaum 
auf Beachtung und Berficksichtigung zu rechnen haben. 

Die einzige denkbare Erklärung für diese anffillige £r< 
scheinungy daO nämlich in unserem Vaterlande weite Kreise der 
Reichsbauptstadt gegenüber eine nnüraundliche Haltong einnehmen, 
und demgemäß ihre weitere Kräftigung nicht wünschen, kann nur 
darin gefunden werden, daß jene Kreise mit der parteipolitischen 
Haltung der Berliner Bevölkerung in den letzten Jahrzehnten nicht 
einverstanden sind. Eine Stellungnahme gegen eine umfassende 
Eingemeindung aus dieser Empfindung heraus, würde aber nach 
meiner Oberzeugung innerlich unberechtigt und praktisch ganz 
unhaltbar sein. 

Die Gemeindeverfassung und die Selbstverwaltung ist nicht 
Sache der Parteipolitik und sollte niemals von einem partei- 
politischen Standpunkte aus beurteilt werden. Die Bürger aller 
Parteien haben gleichmäßigen Anspruch auf die Förderung ihrer 
Gemeindeangelegenheiten; die in der Gemeindeverwaltung etwa 
anverraeidlichen politischen Stceitigkeiten, die im Intereese der 
Gemeinde mögliohat einzuschränken sind, werden in einer den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechenden, verwaltungsiechtlich 
gut organisierten, machtvollen Gemeinde besser zum Austrag ge- 
bracht werden können, als in einer Mehrheit von Gemeinden, welche 
einer solchen Organisation entbehren. 

Weiterhin aber wird doch an der p-^rteipolitischen Gesinnung 
der Bevölkerung von Gi oß-Berlin dadurcii nichts geändert, daß sie 
hinsichtlich der Gemeindeverwaltuni? in eine geringere oder größere 
Anzahl von Cremeinden getrennt i^leibt und nicht zu einer Gemeinde 
vereinigt ist. In den einzelnen Wahlkreisen, deren Grenzen sich 
schon jetzt init den Grenzen der Gemeinden nicht decken, werden 
die Wahlen zum Reichs- und Landtage im wesentlidiien in der- 
selben Weise ausfallen, gleichviel ob GroO-Berlin als Gemeinde 
organisiert ist oder nicht. Auf dem Gebiete der Gemeindever- 
waltung aber wttrde, wenn wirklich politische Übergriife erfolgen 
sollten, die Staatsregierung solchen Obergriffen wirkungsvoller 
entgegentreten können, wenn sie einer groOen Gemeinde, als wenn 
sie einer Mehrheit wirtschaftlich vereinigter Gemeinden gegenüber- 
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stände. Wenn wirklich jijmuls der unf^lückselif]^e Tag kommen 
sollte, an welchem die Bevölkerung vun GroÜ-Berlio in ihrer 
Mehriieit oder auch nur ia einer erheblichen Minderheit Staats- 
gefährdende Ziele in der GemeindeTerwattnog oder anOerhalb der 
selben ▼erfolgte, würde es solchen Bestrebungen an einer Organi- 
sation für Groli-Berlin sicherlich nicht ermangeln and es könnte 
gerade verhängnisvoll werden, wenn derartigen organisierten Be- 
strebungen nicht in einem organisierten GroO-Berlin einheitlich 
entgegengetreten werden könnte. Nur ein den tatsächlichen Ver- 
hältnissen entsprechend organisiertes GroO-Berlin würde auch in 
diesem P'alle seiner Aufgabe am besten gewachsen sein. 

Zum Schluß muß ich noch die Talsacht> einer Erört'^ning 
unterziehen, daÜ .^ich s^it der Zeit, wo die Eingeinciiidunj^strage 
durch das Verhalten ai-r Königlichen Staatsregierung ins Stocken 
gekommen «Januar l^'.)*>), einzelne (iemcinden von GroO-Berlin 
derartig entwickelt haben, daß sit- selbst durchaus lebensfähige 
(iemeinwesen geworden bind und, wie man nach manchen Kund- 
gebungen aus ihrer Mitte annehmen muD, eine Eingemeindung 
nicht mehr wünschen, ja derselben einen heftigen, vielleicht sar 
Zeit unüberwindlichen Widerstand entgegensetzen werden. 

Ich bin nicht der Meinung, daß deshalb eine Ein^meindung 
im Umfange des gegenwärtigen GroO-Berlin endgültig aufgegeben 
werden muß. 

Zunächst glaube ich, daß die Umwandlung des nicht organi- • 
sierten (jroß-Berlin in eine große Gemeinde Berlin für alle Teile, 
namentlich aber für die einzugemeindenden Vorort^emeinden, von 
so erheblichem Vorteile ist, daß schließlich, wenn man sich überall 
über die Bedeutung eingehend informiert hab^-n wird, der etwaige 
Widerspruch einzelner Teile nicht dauernd aufrecht erhalten 
werden wird. 

Wenn aber wirklicli einzelne (ieiiieinden bei ihrem Wider- 
spruch beharren und zeitweise ihre Eingemeindung vtr hindern 
sollten, würde ich deshalb nicht etwa von der Eingemeindung 
Überhaupt Abstand nehmen, sondern befürworten,' die Gemeinden, 
bei denen solche Hindemisse nicht vorliegen, einzugemeinden, mit 
den außerhalb bleibenden Gemeinden aber, was bei einer geringeren 
Anzahl erheblich leichter sein würde, die vorhandenen Schwierig- 
keiten vorläufig durch B^ründung von Zweckverbänden nach 
Möglichkeit zu mindern. 

Ich halte überhaupt nicht dafür, daß es zweckmäßig ist, die 
Organisation von Groß-Berlin in einem einsigea Akte in Aassicht 
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SU nehmfiii» und ich glaube, da0 die Änefühning der Pläne von 
1901 bis 1905 gerade daran geaefaeitert ist, daß man in dieser 
Weise vorging und deslialb schon bei der Frage, wie weit die 
Eingemeindung auszudehnen, zu Differenzen kam. Notwendig ist 
es aber meines Erachtens, sobald als möglich mit dem rein abstrakt 
und theoretisch aufgestellten Grundsatze zu brechen, daß jede 
Eingemeindung nach Herlin in größerem Umfange ohre Prüfung 
der Verhältnisse des Einzelfalles ausgeschTossen ist, und daß also 
beispielsweise der Eingemeindung eineb Vorortes wie Treptow, 
von dessen Flächeninhalt von etwa S(K) ha sich 459 ha im Eigen- 
tum der Stadtgemeinde Berlin befinden, oder einzelner innerhalb 
der Ringbahn gelegener Teile von Lichtenberg oder von Boxhagen- 
Rnmmelsburg, aach wenn alle zw^hst betefligten Kreise dieaelbe 
wfinscben, grundsätzlich entgegemsutreten ist. 

Sobald dieser nach meiner Obenseugung unhaltbare^ die 
Stadtgemeinde Berlin auf das sefawenite schädigende Standpunkt 
au^;egeben ist, wird den realen Verluiltaiflsen entsprechend eine 
naturgemä(3e organische Entwickelung beginnen, die nur damit 
enden kann, daß die tatsächlich bereits vorhandene Einheit „Grol3- 
Berlin" auch ihre rechtliche Gestaltong als Stadtgemeinde Groß- 
Berlin erhält. 

Berlin, den 3. September 1906. 

Kiiselwer, Oberbürgermeister. 



Druck TO« W. A a L««««atkftl, B«r1la C. 
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